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nachdem der Kanzler um Erlösung vom
Joch des Regierens gebeten hat und wir
davon ausgehen, dass das Bundesver-
fassungsgericht den 18. September als
Termin für die Bundestagswahl bestäti-
gen wird, stehen für uns spannende Wo-
chen an.

Die CDU wird in Stadt und Kreis starke
Präsenz zeigen: Angefangen vom sam-
stäglichen Infostand in der Fußgängerzo-
ne, dem Bürgerfest im September,  bis
hin zu diversen Veranstaltungen mit un-
serem Bundestagskandidaten Matthias
Wissmann und bundespolitischer Pro-
minenz. Der Auftakt im Ratskeller am 26.
August war mit über 300 Mitbürgerinnen
und Mitbürgern ein voller Erfolg und
zeigt das große Interesse der Bevölke-
rung. Des Weiteren werden in Ludwigs-
burg Ministerpräsident Christian Wulf
und Philipp Missfelder sein, in andere
Orte des Wahlkreises kommen Wolfgang
Schäuble, Ministerpräsident Roland
Koch und Ministerpräsident Peter Mül-
ler. Die entsprechenden Veranstaltungs-

orte und Termine entnehmen Sie bitte
der Terminliste.

Auch wenn noch eine gewisse Zeit bis
zum Herbst ist, darf ich in diesem Zu-
sammenhang auf zwei Highlights im Ok-
tober hinweisen: Wir werden am 14. eine
„Nachtschicht-Tour“ durchführen, das
heißt, wir besuchen mit dem Bus die
Menschen, welche für uns auch nachts
bzw. am Wochenende arbeiten. Eben-
falls dürfen wir am 18. Oktober unseren
Ministerpräsidenten, Günther Oettinger,
in Ludwigsburg begrüßen. Ergänzende
Informationen hierzu erfolgen noch,
bzw. können dem Internet unter „
www.cdu-ludwigsburg.de “ entnommen
werden. Für die Nachtschicht-Veranstal-
tung ist aus organisatorischen Gründen
auf jeden Fall eine Anmeldung erforder-
lich. 

Rot-Grün hat endgültig abgewirtschaf-
tet und es wird Zeit für einen grundle-
genden Politikwechsel in Deutschland,
damit es mit der Wirtschaft wieder nach
oben und die Arbeitslosigkeit nach

unten geht. Wir setzen dabei auf eine
bürgerliche Koalition aus CDU/CSU und
FDP. 

Sie können dabei entscheidend mit-
helfen, dass der Wechsel am 18. Sep-
tember auch tatsächlich stattfindet und
wir die SPD nicht als Juniorpartner in
eine Große Koalition nehmen müssen,
weil sonst keine andere Konstellation
übrig bleibt. Bitte engagieren Sie sich in
den verbleibenden Tagen des Wahl-
kampfes!

Setzen Sie sich bei Ihren Freunden,
Nachbarn, Verwandten und Kollegen für
die CDU ein: Jede/r Nichtwähler/in ist ein
Bonus für Rot-Grün oder noch schlim-
mer, für ein Bündnis rot/rot/grün und
das haben die nicht verdient! 

Zeigen Sie, dass Sie in einem Deutsch-
land mit sicheren Sozialsystemen und
sicheren Arbeitsplätzen leben wollen. In
einem Land, das vor der Staaten-ge-
meinschaft eine verlässliche und solide
Außenpolitik betreibt und dem die Si-
cherheit seiner Bürger ohne Kompromis-
se am Herzen liegt.

Wir von der CDU in Ludwigsburg tun
alles dafür, dass Angela Merkel die
nächste Bundeskanzlerin wird und Mat-
thias Wissmann unser direkt gewählter
Abgeordneter im Deutschen Bundestag
bleibt! Bitte unterstützen Sie uns dabei
und motivieren Sie alle, am 18. Septem-
ber wählen zu gehen !

Herzlichst
Ihr

Ralf Siegmund

• Vorwort des Vorsitzenden

Liebe Freundinnen und Freunde,
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Ein lauer Sommerabend bot am
Dienstag, 26. Juli 2005, die richtige At-
mosphäre für das Sommergespräch mit
dem Abgeordneten des Wahlkreises
Ludwigsburg, Matthias Wissmann
(CDU), im Biergarten des Ratskellers.
CDU-Stadtverbandsvorsitzender Ralf
Siegmund konnte über 300 Bürgerin-
nen und Bürger begrüßen, die erfahren
wollten, was die CDU und ihr Direktkan-
didat Wissmann für die Zukunft
Deutschlands planen und um an-
schließend mit dem Ludwigsburger Ab-
geordneten zu diskutieren. 

Die kämpferische Rede Wissmanns
hatte mit dem lauen Sommerlüftchen,
das hin und wieder durch den Garten
strich, nicht viel gemeinsam. Der Wirt-
schaftsexperte fand sehr klare Worte
zur Situation Deutschlands und Euro-
pas: „Die Krise ist tief und sie kann
nicht durch lockere Sprüche weggere-
det werden. Wir kommen aus ihr nur

heraus, wenn wir Ver-
trauen schaffen”. Dieses
Vertrauen könne jedoch
bei den Bürgerinnen
und Bürgern nur dann
wieder entstehen, wenn
man mit einem unge-
schönten, realistischen
und ehrlichen Programm
an den Start gehe. Dazu
gehörten auch unange-
nehme Dinge wie die Erhöhung der
Mehrwertsteuer, die Wissmann eine
„bittere Pille”, aber sehr wirksame Me-
dizin nannte. 

„Wir haben uns sehr genaue Gedan-
ken darüber gemacht, wie wir unser
Land innerhalb von drei bis vier Jahren
an die Stelle zurückbringen, wo es hin-
gehört: als Spitzenreiter Europas”, so
Wissmann, der für eine eventuelle Re-
gierungszeit der CDU notwendige Struk-
turentscheidungen bereits in den er-

sten zwei Jahren voraussagte. Er bat in
diesem Zusammenhang die Bürgerin-
nen und Bürger um ihre Mithilfe bei der
Auflösung der gegenwärtigen Regie-
rungsblockade und betonte in Bezug
auf seine Partei: „Wir wissen um die
Größe der Aufgabe”.

„Über die Hälfte der Steuerrechtslite-
ratur wird in deutsch gedruckt”, so der
Jurist Wissmann weiter, der einen radi-
kalen Bürokratieabbau im deutschen
Steuersystem ankündigte. Des Weite-
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Wahlkampfauftakt der CDU 
beim Sommergespräch 

mit Matthias Wissmann



ren nannte der ehemalige Technologie-
minister die Föderalismusreform und
die Technologie- und Innovationsförde-
rung als Ziele einer CDU-geführten Re-
gierung: „In Zukunft werden wir alles
dafür tun, neue Technologien nicht ins
Ausland zu vertreiben”. In innovativen
und hochtechnologischen Branchen,
wie z.B. der Bio- und Nanotechnologie,
habe Deutschland eine einzigartige
Kompetenz, die gefördert werden
müsse. 

Als Vorsitzender des Europaausschus-
ses des Deutschen Bundestags lag es
Wissmann besonders am Herzen, mit
den Bürgerinnen und Bürgern über die
Situation in Europa zu sprechen. Dabei
sprach er sich für ein weiteres Voran-
bringen der Europäischen Union aus,
wozu vor allem eine Europäische Ver-
fassung gehöre. Diese sichere ein soli-
des Wertefundament und vor allem die
Regierbarkeit der Staatengemeinschaft.
Zur Frage nach dem Beitritt neuer Staa-
ten mahnte Wissmann zur Vorsicht:
„Wenn Europa überdehnt wird, geht es
kaputt.” Im speziellen Fall der Türkei
sprach sich Wissmann gegen einen Bei-
tritt aus. Das Land erfülle auf absehba-
re Zeit nicht die Kriterien, unter ande-
rem die Einhaltung der Menschenrech-
te, die eine Aufnahme in den Staaten-
bund zulässig machen würden. „Jeder
Bürger muss sich darauf verlassen kön-
nen, dass jeder neue Kandidat erst die
Beitrittsbedingungen erfüllen muss,

bevor über einen Beitritt verhandelt
werden kann”, so Wissmann.

Wissmann sprach von einer „Heraus-
forderung an den mündigen Bürger”,
die darin bestünde, einerseits die mi-
serable Lage der sozialen Sicherungs-
systeme zu erkennen, und andererseits
die Stärken Deutschlands zu sehen. Die
Politik der Bundesregierung habe dazu
geführt, dass die Bürgerinnen und Bür-
ger verunsichert seien. An den extrem
hohen Sparquoten in Deutschland
könne man erkennen, dass die Men-

schen Angst davor hätten, ihr Geld aus-
zugeben. Nur wenn die Binnennachfra-
ge in Deutschland wieder ansteige, sei
der Weg aus der wirtschaftlichen De-
pression zu schaffen. Auch hier sei Ver-
trauen das entscheidende Schlüssel-
wort. Wissmann erinnerte in diesem
Zusammenhang an die Worte des
früheren Wirtschaftsministers und Be-
gründers der Sozialen Marktwirtschaft,
Ludwig Erhard (CDU): “die Hälfte der
Wirtschaftspolitik ist pure Psycholo-
gie.”
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Stadtrat Ralf Siegmund, Wahlkampfleiter des Wahlkreises und Vorsitzender des
CDU-Stadtverbandes Ludwigsburg 



Das aktuelle Interview •

Seite 6

Matthias Wissmann, MdB, Vorsitzen-
der des Ausschusses für die Angele-
genheiten der Europäischen Union im
Deutschen Bundestag
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Matthias Wissmann in seinem Arbeitszimmer im Berliner Abgeordnetenhaus.



RRoott--GGrrüünn bbeehhaauupptteett:: 
DDiiee „„AAllttllaasstteenn““ ddeerr KKoohhll--RReeggiieerruunngg
sseeiieenn sscchhuulldd.. 

WWaahhrr iisstt:: 
Rot-Grün will sich aus der Verantwortung
für die eigene Bilanz stehlen. Rot-Grün
hat das Land 1998 mit einer Wachstums-
rate von 2,7 Prozent übernommen. Rot-

Grün hat es in nur sieben Jahren ge-
schafft, abzuwirtschaften und die rote
Laterne in Europa zu übernehmen.
(Wachstum 2004: 1,6 %, 2005: 0,8 %)
Die Arbeitslosigkeit ist von Rot-Grün auf
5 Millionen und damit auf ein Rekordni-
veau getrieben worden. Das strukturelle
Defizit im Bundeshaushalt 2005 erreicht

mit 60,6 Mrd. Euro einen traurigen Spit-
zenwert. 

RRoott--GGrrüünn bbeehhaauupptteett:: 
DDiiee BBlloocckkaaddeehhaallttuunngg ddeerr UUnniioonn iimm
BBuunnddeessrraatt hhaabbee nnoottwweennddiiggee EEnntt--
sscchheeiidduunnggeenn vveerrhhiinnddeerrtt 

WWaahhrr iisstt:: 
In der jetzigen Legislaturperiode des
Bundestags scheiterte nur eines von 90
Gesetzen im Vermittlungsausschuss an
der Union: Das Verfütterungsverbotsge-
setz. Auch dem Subventionsabbau hat
sich die Union nicht verweigert: Im Ver-
mittlungsausschuss 2003 hat sie zu
mehr als zwei Dritteln den von der Bun-
desregierung beschlossenen Maßnah-
men zugestimmt. 

RRoott--GGrrüünn bbeehhaauupptteett:: 
DDiiee UUnniioonn wwoollllee eeiinnee ggeenneerreellllee EErr--
hhööhhuunngg uunndd AAuusswweeiittuunngg ddeerr MMeehhrr--
wweerrttsstteeuueerr 

WWaahhrr iisstt:: 
Wir werden den Beitrag zur Arbeitslosen-
versicherung um 2 Prozentpunkte auf 4,5
Prozent senken und dafür nur den obe-
ren Satz der Mehrwertsteuer um 2 Pro-
zentpunkte auf 18 Prozent erhöhen. Eine
Erhöhung der Mehrwertsteuer für Güter
des täglichen Bedarfs wie Lebensmittel,
Zeitschriften oder Fahrkarten für den
ÖPNV findet nicht statt. Dort bleibt es bei
7 Prozent. Was bisher mehrwertsteuer-
frei war, wie z.B. Privatmieten, bleibt das
auch in Zukunft. 

RRoott--GGrrüünn bbeehhaauupptteett:: 
DDiiee PPlläännee ddeerr UUnniioonn bbeellaasstteetteenn AArr--
bbeeiittnneehhmmeerr.. 

WWaahhrr iisstt::
Unterm Strich bringt unser Konzept eine
Entlastung für Arbeitnehmer. Durch die
Beitragssenkung bei der Arbeitslosen-
versicherung sparen Arbeitgeber und Ar-
beitnehmer je ein Prozent, bezogen auf
den Bruttolohn. Für den Nettolohn be-
deutet es, dass der durchschnittlich ver-
dienende Arbeitnehmer ab dem 1. Janu-
ar 2006 etwa 1,6 Prozent mehr in der Ta-
sche hat. Das gleicht die Erhöhung des
oberen Mehrwertsteuersatzes mehr als
aus: Unterm Strich bleibt für eine Nor-
malverdiener-Familie ein Plus von etwa
20 Euro im Monat. 

Fakten •
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Falsche Behauptungen von Rot-Grün
– und die Tatsachen …



RRoott--GGrrüünn bbeehhaauupptteett:: 
DDiiee UUnniioonn bbeellaassttee RReennttnneerr.. 

WWaahhrr iisstt:: 
Rentenkürzungen finden mit der Union
nicht statt. Unser Konzept sichert die
Renten. Denn die Senkung der Lohnne-
benkosten schafft Arbeitsplätze. Mehr
Arbeitsplätze bedeuten mehr Einzahler
in die Rentenkasse. Das stabilisiert
unser Rentensystem. Dafür lohnt es
sich, die durchschnittliche Mehrbela-
stung von sechs Euro pro Monat durch
die Mehrwertsteuererhöhung in Kauf zu
nehmen. 

RRoott--GGrrüünn bbeehhaauupptteett:: 
DDiiee UUnniioonn wwoollllee ddiiee SStteeuueerrvveerrggüünnssttii--
gguunnggeenn ffüürr NNaacchhtt--,, SSoonnnn-- uunndd FFeeiieerr--
ttaaggsszzuusscchhllääggee sscchhllaaggaarrttiigg ssttrreeiicchheenn.. 

WWaahhrr iisstt:: 
Wir werden diese Steuervergünstigun-
gen schrittweise innerhalb von sechs
Jahren abbauen. Gleichzeitig werden
aber in einem Schritt die Steuersätze
gesenkt. Das bringt Entlastungen für
alle, vereinfacht das Steuersystem und
ist damit gerechter. Die Tarifpartner
haben außerdem sechs Jahre Zeit, um
auf die sinkende Steuervergünstigung
im Rahmen der Lohnfindung zu reagie-
ren. 

RRoott GGrrüünn bbeehhaauupptteett:: 
DDiiee UUnniioonn sseeii ddiiee SStteeuueerreerrhhööhhuunnggss--
ppaarrtteeii 

WWaahhrr iisstt:: 
Die Union steht weiterhin für die Sen-
kung von Steuern und Abgaben, Rot-
Grün für ihre Erhöhung. Wir senken den
Beitrag zur Arbeitslosenversicherung
um 2 Prozent schon zum 1. Januar 2006.
Trotz der Mehrwertsteuererhöhung
bringt das einem Normalverdiener-
Haushalt eine Entlastung von etwa 20
Euro. Wir senken zum 1. Januar 2007 die
Steuersätze auf den niedrigsten Stand
in der Geschichte der Bundesrepublik
Deutschland und befreien eine vierköp-
fige Familie mit einem Jahreseinkom-
men von bis zu 38.200 Euro vollständig
von der Einkommensteuer, das bedeu-
tet eine Entlastung von mehr als 5.100
Euro. Es war Rot-Grün, die eine völlig
neue Steuer, die Ökosteuer erfanden
und fünfmal in Jahresstufen erhöhten.

Die exorbitant hohen Energiekosten
sind auch ein Ergebnis dieser Ökosteu-
er. Dank der rot-grünen Schuldenpolitik
können wir diese Steuer nicht kurzfri-
stig abschaffen. 

RRoott--GGrrüünn bbeehhaauupptteett:: 
DDiiee vvoorrggeesseehheennee MMeehhrrwweerrttsstteeuueerreerr--
hhööhhuunngg mmaacchhee ddiiee KKoonnjjuunnkkttuurr kkaa--
ppuutttt 

WWaahhrr iisstt:: 
Die Senkung der Beiträge zur Arbeitslo-
senversicherung um 2 Prozentpunkte
auf 4,5 Prozent bringt mehr netto vom
brutto bei den Löhnen und macht Ar-
beitsplätze in Deutschland konkurrenz-
fähiger. Das ist eine Voraussetzung,
damit die Konjunktur endlich wieder
anspringt. Denn die Konjunktur kaputt
gemacht hat Rot-Grün: Deutschland
liegt seit Jahren beim Wachstum am Ta-
bellenende der Länder in der EU. Das
liegt nicht an der Mehrwertsteuer.
Deutschland hat den zweitniedrigsten
Satz in der EU und trotzdem keine Spur
von Konjunktur. Die Ursachen liegen bei
der Überregulierung des Arbeitsmarkts
und bei den hohen Lohnnebenkosten.
Dafür trägt Rot-Grün die Verantwortung.

Die Union wird diese Blockade mit der
Beitragssenkung bei der Arbeitslosen-
versicherung und mit mehr Flexibilität
am Arbeitsmarkt auflösen. Das Institut
der deutschen Wirtschaft sagt dazu:
„Um … einen positiven Impuls für
Wachstum und Beschäftigung zu geben,
ist eine Erhöhung der Mehrwertsteuer
aber durchaus sinnvoll, wenn - und das
ist unabdingbar - im Gegenzug … Sozi-
albeiträge gesenkt werden.“ Das Insti-
tut für Arbeitsmarkt- und Berufsfor-
schung der Bundesagentur für Arbeit in
Nürnberg schätzt, dass schon durch
eine Absenkung der Sozialversiche-
rungsbeiträge um 1 Prozent, finanziert
durch eine Anhebung der Mehrwert-
steuer um 1 Prozent, 100.000 bis
150.000 neue Jobs entstehen könnten. 

RRoott--GGrrüünn bbeehhaauupptteett:: 
DDiiee UUnniioonn bbeellaassttee NNoorrmmaallvveerrddiieenneerr
uunndd eennttllaassttee hhoohhee EEiinnkkoommmmeenn 

WWaahhrr iisstt:: 
Unsere Steuerpolitik entlastet vor allem
Normalverdiener und Familien. Wir sen-
ken bei der Einkommensteuer sowohl
den Eingangs- als auch den Spitzen-
steuersatz um drei Prozentpunkte.

• Fakten
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Gleichzeitig sorgen wir dafür, dass Spit-
zenverdiener auch tatsächlich den Steu-
ersatz zahlen, der im Gesetz steht.
Durch das Schließen von Steuer-
schlupflöchern und die Abschaffung
von Steuer-Sparmodellen erwarten Ex-
perten allein drei Milliarden Euro Mehr-
einnahmen. Die „Reichensteuer“ der
SPD bringt höchstens 1,3 Milliarden
Euro. Der einheitliche Grundfreibetrag
von 8.000 Euro pro Person, den wir ein-
führen, wird zur Folge haben, dass eine
Familie mit zwei Kindern bis zu einem
Einkommen von rund 38.200 Euro im
Jahr keinen Cent Einkommensteuer zah-
len wird. Unsere Steuerpolitik ist klar.
Rot-Grün dagegen macht es heute so,
morgen so und übermorgen wieder an-
ders. Erst hat Rot-Grün den Spitzensteu-
ersatz um sage und schreibe elf Prozent
gesenkt, jetzt soll eine „Reichensteuer“
als Feigenblatt herhalten. Rot-Grün will
die Körperschaftsteuer, die vor allem
Kapitalgesellschaften betrifft, von 25
Prozent auf 19 Prozent senken, gleich-
zeitig ist die Rede von „Heuschrecken“.
Nichts passt zusammen, auf nichts ist
Verlass. Wir senken die Körper-
schaftsteuer auf 22 Prozent, weil mehr
angesichts leerer Kassen nicht drin ist,
und bringen Investitionen ins Land,
statt sie abzuschrecken. 

RRoott--GGrrüünn bbeehhaauupptteett:: 
DDiiee BBüürrggeerr mmüüsssstteenn uunntteerr eeiinneerr UUnnii--
oonnssrreeggiieerruunngg mmiitt hhoohheenn BBeellaassttuunn--
ggeenn rreecchhnneenn 

WWaahhrr iisstt:: 
Zum 1. Januar 2007 wird die Union den
Grundfreibetrag bei der Einkommen-
steuer auf 8.000 Euro für jede Person
anheben. Vor allem Familien mit Kin-
dern werden dadurch spürbar entlastet.
Beispielsweise wird dann eine Familie
mit zwei Kindern erst ab einem Jahre-
seinkommen von mehr als 38.200 Euro
Einkommensteuer zahlen müssen. Dies
sind ca. 5.100 Euro Einkommensteuer
weniger als heute. Bei der Rentenversi-
cherung führen wir einen Beitragsbo-
nus von 50 Euro für die Eltern aller ab
dem 1. Januar 2007 geborenen Kinder
ein. Der Bonus wird bis zum zwölften
Lebensjahr eines Kindes gewährt. In
der Krankenversicherung werden alle

Kinder beitragsfrei versichert. Die Ge-
sundheitskosten aller Kinder werden
aus Steuermitteln finanziert. Wer ein
höheres Einkommen hat und mehr
Steuern zahlt, trägt mit diesem höheren
Betrag zur solidarischen Leistung bei. 

RRoott--GGrrüünn bbeehhaauupptteett:: 
DDaass UUnniioonnss--PPrrooggrraammmm hhaabbee eeiinnee FFii--
nnaannzziieerruunnggssllüücckkee vvoonn üübbeerr 4400 MMiillllii--
aarrddeenn EEuurroo.. 

WWaahhrr iisstt:: 
Die Behauptung von Rot-Grün ist nur
ein neuer Beweis für die Unfähigkeit,
mit Zahlen umzugehen. Noch jede
Schätzung von Rot-Grün über die
Staatsfinanzen, die Wachtumsaussich-
ten oder die Arbeitslosigkeit war falsch.
Das gilt auch für die Behauptungen
über das Unions-Programm. Jede unse-
rer Maßnahmen ist durch eine Gegenfi-
nanzierung abgedeckt. Angesichts des
riesigen Schuldenbergs im Bundes-
haushalt können wir beispielsweise die
Senkung der Lohnzusatzkosten für
mehr Arbeitsplätze nicht umsetzen,
ohne eine Erhöhung der Mehrwertsteu-
er. Wir nehmen bewusst diese - alles
andere als populäre - Maßnahme in
unser Programm vor der Wahl auf, um
gerade bei der Finanzierung des Pro-
gramms glaubwürdig zu bleiben und
den Bürgern reinen Wein einzuschen-
ken. Rot-Grün dagegen bleibt bei der
Politik der leeren Versprechungen. Al-
lein im Wahlprogramm der SPD stehen
ungedeckte Schecks in Höhe von über
60 Milliarden Euro. 

RRoott--GGrrüünn bbeehhaauupptteett:: 
BBeeii ddeerr UUnniioonn zzaahhlleenn KKrraannkkeennsscchhwwee--
sstteerr uunndd CChheeffaarrzztt gglleeiicchh vviieell ffüürr ddiiee
KKrraannkkeennvveerrssiicchheerruunngg 

WWaahhrr iisstt:: 
Das ist falsch. Zwar ist die persönliche
Gesundheitsprämie der Union für den
Chefarzt und für die Krankenschwester
gleich hoch, weil beider Gesundheit
gleich viel wert ist. Aber: Der Chefarzt
zahlt in unserem Modell wesentlich
mehr für die Krankenversicherung als
die Krankenschwester. Denn der soziale
Ausgleich wird über die Arbeitgeberprä-
mie und die Gesundheitskosten von
Kindern werden über Steuermittel fi-

nanziert. Das heißt: Hohe Einkommen
tragen viel, niedrigere Einkommen we-
niger dazu bei. Heute werden diese Lei-
stungen allein von den Beitragszahlern
finanziert, d.h. Normalverdiener tragen
die Hauptlast, Einkommen oberhalb
der Beitragsbemessungsgrenze tragen
gar nichts. Bei der Gesundheitsprämie
der Union greift für Versicherte mit nied-
rigem Einkommen automatisch der So-
zialausgleich. Sie zahlen zum Zeitpunkt
der Umstellung nicht mehr als heute,
Normalverdiener meist sogar weniger
als heute. Bei der rot-grünen Bürger-
zwangsversicherung dagegen drohen
gerade für mittlere Einkommen deutlich
steigende Beiträge. SPD und Grüne
haben sich auf Einzelheiten bewusst
nicht festgelegt. Nach aller Erfahrung
mit Rot-Grün heißt das: Es wird teuer.
Klar ist bei Rot-Grün nur eines: Alle wer-
den in eine Einheitskasse gezwungen.
Dann erhält jeder Einheitsmedizin und
wer Spitzenmedizin will, muss es sich
aus eigener Tasche leisten können. 

RRoott--GGrrüünn bbeehhaauupptteett:: 
MMiitt ddeerr UUnniioonn wweerrddee ddeerr KKüünnddii--
gguunnggsssscchhuuttzz aabbggeesscchhaafffftt.. 

WWaahhrr iisstt:: 
Bei bestehenden Arbeitsverhältnissen
bleibt der Kündigungsschutz wie er
heute ist. Aber wir wollen etwas tun für
Neu-Einstellungen. Davon profitieren
zum Beispiel die 1,8 Millionen Langzeit-
arbeitslose, die von Rot-Grün im Stich
gelassen werden. Kleine Betriebe wol-
len wir zu Neueinstellungen ermutigen,
indem wir für neu eingestellte Mitarbei-
ter den Kündigungsschutz lockern. Bei
Neueinstellungen soll die Möglichkeit
eingeräumt werden, vertraglich eine Ab-
findung für den Fall der Kündigung zu
vereinbaren, wenn dafür auf eine Kün-
digungsschutzklage verzichtet wird.

RRoott--GGrrüünn bbeehhaauupptteett:: 
DDiiee UUnniioonn ttuuee nniicchhttss ffüürr FFrraauueenn uunndd
ffüürr ddiiee VVeerreeiinnbbaarrkkeeiitt vvoonn BBeerruuff uunndd
FFaammiilliiee 

WWaahhrr iisstt:: 
Die Union will die Gleichberechtigung
von Frauen. Erste Voraussetzung dafür
ist, dass genügend Arbeitsplätze zur
Verfügung stehen. Das Hauptziel der
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Union, insgesamt wieder zu Wachstum
und zu sicheren und zusätzlichen Ar-
beitsplätzen zu kommen, ist deswegen
auch das zentrale Anliegen unserer Po-
litik für Frauen. Unter Rot-Grün sind
über zwei Millionen Frauen arbeitslos.
Das ist das konkrete Ergebnis rot-grüner
Frauenpolitik. Gemeinsam mit den Län-
dern und den Kommunen werden wir
die Betreuungsangebote bedarfsge-
recht erweitern, insbesondere für Klein-
kinder und in der vorschulischen
Phase, bis hin zu Ganztagesangeboten.
Die Union hält fest am Recht auf Teilzeit-
beschäftigung während der Kinderer-
ziehung oder einer Zeit der Pflege von
Angehörigen. Die Union hat, im Gegen-
satz zu Rot-Grün, ein Frauenbild der
Selbstbestimmung. Wir respektieren
die persönliche Entscheidung einer
Frau, wie sie ihr Leben gestalten will.
Die Union schafft die Bedingungen,
damit diese persönliche Entscheidung
getroffen und realisiert werden kann. 

RRoott--GGrrüünn bbeehhaauupptteett:: 
MMiitt ddeerr UUnniioonn ggeehhee DDeeuuttsscchhllaanndd eenn--
eerrggiieeppoolliittiisscchh wwiieeddeerr iinn eeiinnee „„ssttrraahh--
lleennddee ZZuukkuunnfftt““ 

WWaahhrr iisstt:: 
Die Union setzt sich ein für einen breit
gefächerten, klimaverträglichen Ener-
giemix aus Erdöl, Kohle, Gas, Kernener-
gie, Biomasse, Wasser-, Wind- und Son-
nenenergie sowie Geothermie. Nicht
durch Einseitigkeit wie bei Rot-Grün,
sondern durch diese Vielseitigkeit kom-
men wir zu wettbewerbsfähigen Ener-
giepreisen für Wirtschaft und Verbrau-
cher. Rot-Grün hat im Jahr 2000 den
Ausstieg aus der friedlichen Nutzung
der Kernenergie beschlossen, ohne
Rücksicht auf die Folgen für Stromprei-
se und Klimaschutz. Schon heute sind
fast nirgends in Europa die Energieprei-
se so hoch wie in Deutschland. Rot-
Grün steigt zu Hause aus, importiert
aber Kernkraft-Strom zu höheren Prei-
sen aus dem Ausland. Die Union wird
die Betriebsdauer jedes deutschen
Kernkraftwerkes ausschließlich daran
orientieren, wie lange das größtmögli-
che Sicherheitsniveau gewährleistet ist.
Die Union wird die Weichen für eine ge-
ordnete Entsorgung stellen. 

RRoott--GGrrüünn bbeehhaauupptteett::
DDiiee nneeuueenn BBuunnddeesslläännddeerr wwüürrddeenn
vvoonn ddeerr UUnniioonn bbeennaacchhtteeiilliiggtt 

WWaahhrr iisstt:: 
Die ostdeutschen Länder könnten
heute besser dastehen – ohne Rot-
Grün. Die allmähliche Angleichung der
Wirtschaftskraft Ostdeutschlands ist
unter Rot-Grün ins Stocken geraten. Der
Strukturwandel hat an Schwung verlo-
ren. Die Union hat sich klar zu ihren
Verpflichtungen gegenüber den neuen
Ländern bekannt: Zwischen 2006 und
2019 werden Solidarpaktmittel in Höhe
von 156 Milliarden Euro zur Verfügung
gestellt. Die Union setzt sich für eine
Fortsetzung der Förderung durch die
Europäische Union ein. Ausschreibun-
gen des Bundes werden so zugeschnit-
ten, dass auch kleinere Betriebe in den
neuen Ländern die Chance haben, Auf-
träge zu erhalten. Die Union sichert die
notwendigen Mittelzuweisungen im

Verkehrswegebau zu. Vor allem die seit
langem geplanten, aber von Rot-Grün
verschleppten oder auf Eis gelegten
Verkehrsprojekte werden wieder aufge-
nommen. Das bislang befristete Gesetz
zur Beschleunigung der Planung von
Verkehrsprojekten wird auf unbegrenz-
te Zeit verlängert. Wir werden bei bun-
deseinheitlichen Vorschriften Ausnah-
mebestimmungen und Erprobungs-
klauseln schaffen, damit die neuen
Länder bei der Ansiedlung neuer Be-
triebe und Arbeitsplätze schneller vor-
ankommen. 

RRoott--GGrrüünn bbeehhaauupptteett:: 
DDiiee UUnniioonn wwoollllee ddaass BBAAffööGG aabbsscchhaaff--
ffeenn 

WWaahhrr iisstt:: 
Diese Behauptung ist eine glatte Lüge.
Kein Wort davon steht in unserem Pro-
gramm und kein Wort davon ist wahr.
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Die Mittelstandsvereinigung (MIT) im
Kreis Ludwigsburg spricht sich weiter
klar gegen einen Wirtschaftsförderer
beim Landkreis aus. „Daran ändert
auch die Tatsache nichts, dass alle an-
deren Landkreise inzwischen einen sol-
chen bestellt haben”, so MIT-Kreisvor-
sitzender Reinhold Noz. „Wir erkennen
bis jetzt immer noch nicht, was ein
Wirtschaftsförderer im Landratsamt tun
soll. Landrat Dr. Haas empfehlen wir,
sich durch Verzicht auszuzeichnen und
nicht durch das vermeintliche Ansehen
einer solchen Stelle”, so Noz weiter.
Doppelte Zuständigkeiten könne sich
die öffentliche Verwaltung nicht leisten.

Nach Ansicht der MIT gibt es ausrei-
chend Anlaufstellen für Existenzgrün-

der und Unternehmen. „Bei der Indu-
strie- und Handelskammer (IHK) und
der Kreishandwerkerschaft findet die
fachliche Beratung statt. Wenn es um
Grundstücke oder Immobilien geht, ist
immer der Bürgermeister oder der städ-
tische Wirtschaftsförderer der richtige
Ansprechpartner”, zeigt Reinhold Noz
die bestehende Struktur auf. Es stelle
sich daher die Frage, welche ergänzen-
de Funktion das Landratsamt überneh-
men könne. Dass die Region Stuttgart
und die Kreissparkasse einen erhebli-
chen Anteil der Finanzierung einer sol-
chen Stelle übernehmen, ist nach An-
sicht der MIT kein Ersatz für eine sachli-
che Begründung.

Der wichtigste Ansprechpartner für

Firmen ist nach Meinung der MIT immer
der Bürgermeister; denn Wirtschaftsför-
derung vor Ort ist Chefsache. Er betreue
Unternehmen über Jahre und könne
notwendige Entscheidungen auch
rasch herbeiführen. „Eine Stelle im
Landratsamt kann nichts entscheiden.
Der Wirtschaftsförderer kann nur an
den Bürgermeister bzw. die Verwaltung
vermitteln. Dafür aber eine eigene Stel-
le zu schaffen, ist schlichtweg überflüs-
sig”, so MIT-Chef Noz. Das Argument
der Neuansiedlungen ziehe auch nicht.
Schon seit Jahren gebe es kaum Neuan-
siedlungen von Firmen. „Es wird der
Eindruck vermittelt, Unternehmen fal-
len wie Manna vom Himmel. Jetzt will
das Landratsamt beim Aufsammeln
helfen und schon haben wir zusätzliche
Firmen und Arbeitsplätze im Landkreis.
Uns fehlt der Glaube an dieses Wunder.
Die Ressourcen sollen sinnvoller einge-
setzt und die Wirtschaftsförderung bei
der Region Stuttgart gestärkt werden”,
schlägt die MIT Ludwigsburg vor.

Armin Maschke

Mittelstandsvereinigung 
gegen Wirtschaftsförderer …

… und gegen die Abschaffung 
der Eigenheimzulage

Die Mittelstandsvereinigung (MIT) im
Kreis Ludwigsburg spricht sich klar
gegen die Abschaffung der Eigenheim-
zulage auch im Rahmen einer großen
Steuerreform aus. „Es gibt kein ande-
res Förderinstrument in Deutschland,
bei dem der Staat jeden ausgegeben
Euro mehrfach wieder zurück erhält”,
zeigte MIT-Vorsitzender Reinhold Noz
bei einem Unternehmergespräch den
Unterschied zu anderen Subventionen
auf. Es sei daher wirtschaftlich völlig
unsinnig, die Eigenheimzulage aufzu-
geben. „Außer weiterer Pleiten in der
Bauwirtschaft und zusätzlicher Arbeits-
loser erntet man bei einer Abschaffung
nichts. In der aktuellen Diskussion sind
leider viele populistische Blender ohne
Sachverstand am Werk”, so Noz. Ange-

sichts der wirtschaftlichen Lage müsse
man eher über eine Erhöhung der För-
derung nachdenken.

Neben verheerender Auswirkungen in
der Bauwirtschaft befürchtet die MIT
mittelfristig auch Schwierigkeiten am
Wohnungsmarkt. Viele Bezieher von
mittleren Einkommen seien auf die Ei-
genheimzulage angewiesen und könn-
ten sich ohne diese überhaupt kein Ei-
gentum leisten. Besonders Familien
mit Kindern in der Region Mittlerer
Neckar seien aufgrund der hohen
Grundstückskosten sonst nicht in der
Lage, Wohneigentum zu bilden. „Das
ist für uns familien- und kinderfreundli-
che Politik pur. Die Immobilie ist nach
wie vor für viele Menschen die wichtig-
ste Altersvorsorge und die einzige, die

man bereits in jungen Jahren nutzen
kann”, beschreibt MIT-Chef Noz die
weiteren Vorzüge der Eigenheimzulage.
Wohneigentum stabilisiere das soziale
Gefüge in vielen Quartieren und verhin-
dere nachhaltig die Gefahr, im Alter von
staatlichen Leistungen abhängig zu
werden.

Die MIT Ludwigsburg schlägt vor, die
Mittel für die Eigenheimzulage rasch zu
erhöhen. Der Staat profitiere von die-
sen zusätzlichen Mitteln durch Steuer-
einnahmen ganz erheblich. Allerdings
müsse es Veränderungen bei den För-
derbestimmungen geben. „Ganz oben
auf der Prioritätenliste steht die Regio-
nalisierung der Eigenheimzulage: Weg
vom Gießkannen-Prinzip und hin zu
einer an den regionalen Preisunter-
schieden orientierten Förderung”, for-
dert Reinhold Noz. „Weiter können wir
uns vorstellen, Wohnraum in Innen-
städten noch stärker zu fördern als bis-
her. Damit revitalisieren wir die Zentren
und bremsen die Zersiedelung der
Landschaft.” Armin Maschke
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Gäbe es einen PISA-Test für Kultur,
dann gehörte die Bundesrepublik
Deutschland  zweifellos zur Spitzen-
gruppe. Kaum ein anderes europäi-
sches Land verfügt über ein so vielfälti-
ges und reiches Kulturangebot wie
Deutschland. Und die Nachfrage nach
Kunst und Kultur wächst kontinuierlich,
wie die Besucherzahlen ausweisen. 

Angesichts der Finanznöte der Länder,
Städte und Kommunen gibt es aber
auch die andere Seite: Viele öffentlich
geförderte Kultureinrichtungen sind zu
drastischen Einsparungen oder zur Auf-
gabe gezwungen. In der Konsequenz
leidet häufig die Qualität und Vielfalt
des kulturellen Angebots einer ganzen
Region. Bund, Länder und Gemeinden
verabschiedeten sich in den letzten
Jahren zunehmend von einer nachhalti-
gen und zukunftsträchtigen Kulturpoli-
tik. Bundesdeutsche Kulturpolitik be-
findet sich heute in der Agonie, und
dies deshalb, weil alle fragilen Kompo-
nenten des miteinander verzahnten na-
tionalen Systems heruntergeschraubt
werden, wenn sie einzeln nicht sogar
zur Disposition stehen. 

Im Zuge der Sparmaßnahmen wurden
etwa seit der Wiedervereinigung 37 Or-
chester aufgelöst, wie die „FAZ” kürz-
lich zusammenzählte. An Theatern in
den neuen Ländern halten Mitarbeiter
den Spielbetrieb aufrecht, kaum eines
mehr zu regulären Gehältern, von der
Minderbezahlung „Ost” hier einmal ab-
gesehen. Tarifverträge, Rechtsformen,
Stellenpläne - all das wurde an Thea-
tern, Musikschulen, Galerien wie Mu-
seen, Bibliotheken wie Literaturhäu-
sern im besten Fall zum abenteuerlich
Schlechteren umgewandelt, um über-

haupt die weitere Existenz zu erhalten. 
Der gebetsmühlenartig dahingeplap-

perte Slogan „Kultur als Wirtschaftsfak-
tor” oder auch Standortfaktor erweist
sich dort als platte Lüge, wo Kulturetats
zusammengestrichen und Bildungs-
wie Kultureinrichtungen geschlossen
werden. Noch nie scheint über Kultur
und Bildung soviel geredet, aber so
wenig dafür getan zu werden, wie
heute. 

Fakt ist, dass die Ausgaben für kultu-
relle Angebote massiv zusammenge-
schrumpft sind, obwohl erkannt wurde,
dass Kunst und Kultur für die Persön-
lichkeitsentwicklung und die Aneig-
nung sozialer Kompetenz, zur Gewalt-
prävention, Sozialisation und für das
gesellschaftliche Zusammenleben von
enormer Bedeutung sind. Angesichts
der Haushaltsnöte vieler Länder und
Kommunen werden vornehmlich  Aus-
gaben für die Kultur als sogenannte
„Freiwilligkeitsleistung” gekürzt, unge-
achtet dessen, dass kulturelle Einrich-
tungen durch die Wahrnehmung bil-
dungs-, kultur-, jugend- und sozialpoli-
tischer Aufgaben den Haushalt einer
Kommune an anderer Stelle in weit aus
höherem Maße entlasten. 

Ökonomische Globalisierung, demo-
graphischer Wandel und die politische
Gesamtkonstellation deuten darauf
hin, dass die öffentlichen Haushalte
auch in den nächsten Jahren schrump-
fen werden, und damit laufen die Kul-
turetats weiterhin Gefahr, merklich zu-
sammengestrichen zu werden. Unter
diesen schwierigen Vorzeichen stehen
Bund, Länder und Gemeinden vor der
Aufgabe, eine zukunftsorientierte und
nachhaltige Kunst- und Kulturpolitik zu

entwickeln. Sollen das kulturelle Erbe
und die nationalen Kulturstandards
trotz Sparmaßnahmen und unter den
veränderten Bedingungen der Zukunft
aufrecht erhalten werden, erfordert
dies große Anstrengungen von Kommu-
nen, Ländern und Bund - und zuneh-
mend auch von der Bürgergesellschaft.
Kulturpolitik darf sich dabei nicht - wie
man leider sehr häufig beobachtet - auf
eine Verwaltung des finanziellen Man-
gels beschränken. Sie muss Visionen
entwickeln für die Zukunft der Stadt
und ihrer kulturellen Institutionen. 

Um der existenzbedrohenden Finanz-
krise der Kommunen als zentrale Träger
kultureller Einrichtungen und Leistun-
gen abzuhelfen, ist zunächst eine ein-
schneidende Gemeindefinanzreform zu
fordern. Hier sollten sich Unionspoliti-
ker konstruktiver und aktiver in die ak-
tuelle Diskussion einbringen als bisher.
Die Strukturen der Haushaltspolitik
müssen so verändert werden, dass die
Kultureinrichtungen der Kommunen
und der Länder künftig die Finanzzu-
wendungen bekommen, die sie benöti-
gen. 

Regionen und Kommunen müssen ge-
stärkt werden, damit sie weiterhin in
der Lage sind, Kultur in der Breite zu
fördern. Vor diesem Hintergrund sind
die Entscheidungsträger in den Verwal-
tungen und Parlamenten aller politi-
scher Ebenen aufgefordert, sich für
Haushaltsstrukturmaßnahmen stark zu
machen. Auch die Forderung des ange-

Nachhaltige Kulturpolitik
Ein entscheidender Beitrag 
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sehenen Kulturpolitikers, ehemaligen
Kulturdezernenten von Frankfurt/M.
und Präsidenten des Goetheinstituts in
München, Hilmar Hoffmann, den Län-
dern und Kommunen für kulturelle
Zwecke nicht unterschreitbare Sockel-
beträge (z.B. fünf Prozent) zuzuweisen,
sollte in diese Überlegungen einbezo-
gen werden. 

Klar vor Augen muss geführt werden,
dass sich die fehlenden öffentlichen
Kulturmittel nicht annähernd durch pri-
vate Geldgeber kompensieren lassen.
Die Vertreter von Stiftungen und Unter-
nehmen machen immer wieder aufs
Neue deutlich, dass sie sich nicht in der
Verantwortung für eine dauerhafte und
flächendeckende Kulturförderung
sehen, sondern lediglich zusätzlich das
kulturelle „Sahnehäubchen” spendie-
ren können und wollen. 

Unter den schwierigen Vorzeichen
schrumpfender Kulturetats verbessert
auch die Forderung nach kultureller
Grundversorgung die Chancen für eine
Politik, die den wachsenden gesell-
schaftlichen Ansprüchen an Bildung
und Kultur Rechnung trägt. Mit Grund-
versorgung im Bereich Kultur ist ein
flächendeckendes Kulturangebot in
den verschiedenen künstlerischen
Sparten gemeint, das zu erschwingli-

chen Preisen mit niedrigen Zugangs-
schwellen breiten Teilen der Bevölke-
rung kontinuierlich und verlässlich zur
Verfügung steht. 

Es gehört zu den fatalen Fehlern der
rot-grünen Bundesregierung, aber auch
vieler Landesregierungen und einzelner
Kommunen, ihre Kulturförderpolitik le-
diglich auf prestigeträchtige kulturelle
„Leuchttürme” zu beschränken und
nicht das vorrangige Ziel zu verfolgen,
Menschen aus den unterschiedlichsten
sozialen Schichten den Zugang zu und
die Teilhabe an Kunst und Kultur zu er-
leichtern. 

Ein lebendiges, die Gesellschaft berei-
cherndes Kulturleben kann auf Dauer
nur dann erhalten werden, wenn mög-
lichst breite Teile der Bevölkerung ein-
bezogen sind. Nur so lassen sich die
Definition der kulturellen Grundversor-
gung und ihre weitgehende Finanzie-
rung durch die Allgemeinheit begrün-
den. Die Politik ist daher gefordert,
unter Beteiligung aller Bürgerinnen und
Bürger Entscheidungen über den Um-
fang des kulturellen Angebotes zu tref-
fen, und nach diesen Entscheidungen
für eine adäquate Mittelausstattung
Sorge zu tragen. 

Sowohl im globalen Maßstab als auch
innerhalb der modernen westlichen Ge-
sellschaften bildet sich eine zuneh-
mend allein gelassene Unterklasse, die
alle erdenklichen Nachteile auf sich
vereinigt. In dieser Situation steht die
Kulturpolitik vor der Aufgabe, auch
jenen die Partizipation an ihren Ange-
boten zu ermöglichen, die an Einkom-
men, sozialer Anerkennung und Selbst-
wertgefühl verlieren. Deshalb plädiere
ich für eine kulturelle Grundversorgung,
deren regulative Idee die Teilhabe aller
ist. Sinn würden beispielsweise bun-
desweite Pässe machen, die es Hartz-
Erniedrigten erlaubt, kostenlos oder
gegen eine geringe Gebühr sich am kul-
turellen Leben zu beteiligen, es teilwei-
se mitzugestalten, um dadurch nicht
noch weiter an den Rand der Gesell-
schaft gedrängt zu werden. 

Im Sinne der kulturellen Grundversor-
gung hat sich die Union auch für kultu-
relle Bildung und für die Unterstützung
des bürgerschaftlichen Engagements
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Markus Lutz - Dipl.-Wirtschaftsju-
rist. Ab WS 2005/2006 Student im
Magisteraufbaustudiengang Kul-
turmanagement am Institut für Kul-
turmanagement an der PH Ludwigs-
burg. Bis Ende September 2005 Pro-
duktionsleitung am Staatstheater in
Nürnberg. Referent an der Musika-
kademie Baden-Württemberg zu
rechtlichen und organisatorischen
Grundlagen des Vereins- und Ver-
bandsmanagements. 

Mitglied der Jungen Süddeutschen
Philharmonie und des Musikvereins
Oßweil - Stadtkapelle Ludwigsburg. 

Ehrenamtlicher Pressesprecher der
größten Jugendmusikorganisation in
Baden-Württemberg, der Bläserju-
gend Baden-Württemberg (ca.
80.000 Mitglieder).

Markus Lutz ist Mitherausgeber des
Buches „Ehrenamt Musik - Ein Praxis-
handbuch für Vereine und Institutio-
nen”. 

Millionen von Menschen engagieren
sich in Deutschland ehrenamtlich für
die Musik: Als Finanziers, als Gründer
von Stiftungen, im Elternbeirat der
Musikschule, im Förderverein der
Philharmoniker oder als Vorsitzender
des Hobbyorchesters. Viele gute
Ideen, dieses Engagement zu erhalten
und zu fördern, enthält dieses Buch.
Es verbindet Grundsatzbeiträge erfah-
rener Fachleute mit konkreten Bei-
spielen aus der Praxis, die Schule ge-
macht haben.

Ehrenamt Musik
Ein Praxishandbuch für Vereine und
Institutionen
Hrsg. von Stefan Liebing unter red.
Mitarbeit von Markus Lutz
254 Seiten, Paperback
CB 1161
ISBN 3-932581-61-X
€ 18,90
Zu beziehen im Buch- und Musikali-
enhandel 
oder beim Verlag
ConBrio Verlagsgesellschaft mbH
Postfach 100 245, 93002 Regensburg
Tel.: 0941 / 945 93-0
Fax: 0941 / 945 93-50
E-Mail: info@conbrio.de
http://www.conbrio.de



(Stichwort: aktive Bürgergesellschaft)
stark zu machen. Kunst und Kultur
leben von der Bildung und bedürfen
der Bildung. So wichtig beruflich nützli-
che Fertigkeiten sind, so muss es doch
immer auch um die Bildung der gesam-
ten Persönlichkeit gehen. Dazu gehört
die schulische Vermittlung von Ge-
schichte, Wissenschaft und Sprachen
und ebenso von Literatur, Musik und
Kunst. Es darf keine „Randfächer” in
der Schule geben. Allgemeinbildung ist
und bleibt auch Kulturaneignung - erst
recht in der Wissensgesellschaft.

Bürgerschaftliches Engagement erwei-
tert das Leistungsspektrum kultureller
Einrichtungen nachhaltig. Es trägt dazu
bei, dass Angebote bürgernäher organi-
siert werden, sich die Identifikation der
Bürgerinnen und Bürger mit den Kultur-
einrichtungen in ihrer Stadt und den
Angeboten in ihrem Lebensumfeld er-
höht und vielen Menschen die Möglich-
keit gegeben ist, sich am kulturellen
Leben aktiv zu beteiligen. 

Ohne die Arbeit der vielen regional
verwurzelten Vereine und kulturellen
Institutionen hätte sich in Deutschland
niemals eine solche Kulturvielfalt ent-
wickeln können. Gerade im ländlichen
Raum wäre manches Kulturangebot
ohne bürgerschaftliches Engagement
nicht realisierbar. Häufig werden die
Akteure der Breitenkultur jedoch allein
gelassen, wenn sie mit komplexen
rechtlichen Rahmenbedingungen und

bürokratischen Hürden
zu kämpfen haben. Des-
halb besteht die Not-
wendigkeit, viele Berei-
che auf dem Gebiet des
Ehrenamtes in der Kul-
tur weiterzuentwickeln
und Ehrenamtliche bei
ihrer Arbeit gebührend
zu entlasten. 

Neben dem ökonomi-
schen Effizienzdenken
brauchen wir aber auch
die nicht-ökonomischen
Motivationsquellen, wie
Solidarität, Selbstorga-
nisation und Eigeninitia-
tive. Patriotismus und
aktive Bürgergesell-
schaft sind zwei Seiten
einer Medaille. Die Ent-
faltung der bürgerschaft-
lichen Potenziale schafft
für Kunst und Kultur eine
breitere Finanzbasis, er-
bringt mehr Kreativität
für die Lösung anstehen-
der Probleme und sorgt
für größeren sozialen Zusammenhalt.
Bürgerschaftliches Engagement darf
aber auch nicht überstrapaziert wer-
den. Bürgerschaftlich Engagierte wollen
und können nicht der „Lückenbüßer”
für fehlende Finanzmittel der öffentli-
chen Hand sein. 

Für die produktive Entwicklung und

Ausgestaltung einer solchen auf Nach-
haltigkeit und breite Teilhabe angeleg-
ten Politik von Kunst und Kultur sollte
insbesondere auf die Bestandsaufnah-
me und konkreten Vorschläge der En-
quete-Kommission des Deutschen Bun-
destages „Kultur in Deutschland” ge-
schaut werden. 

Unabhängig davon geht es aber auch
um einen Beitrag zum allgemeinen Re-
formprozess in Deutschland. Denn
Kunst und Kultur können helfen, die
mentalen Voraussetzungen für die Er-
neuerung Deutschlands zu schaffen:
Selbst- und Mitverantwortung, eigen-
ständige Urteilskraft, Mut zu Neuem,
Wertebewusstsein und kulturelle Offen-
heit. Wie in der Wirtschaft können wir
auch in der Kultur zu einer zweiten
Gründerzeit gelangen: Durch die Einlei-
tung nachhaltiger Strukturmaßnahmen
auf allen politischen Ebenen, die den
„Kulturstandort” Deutschland langfri-
stig stabilisieren, sowie durch die Parti-
zipation breiter Teile der Bevölkerung
am kulturellen Leben. 

∆ Markus Lutz
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Islam? Islamismus? Wo ist der Unter-
schied? Bei den Veranstaltungen der
Stadt Ludwigsburg, die sich mit dem
Thema beschäftigten, wurde immer
wieder deutlich, dass die breite Öffent-
lichkeit wenig informiert ist. Das ist
nicht nur schade, sondern auch proble-
matisch, denn wir leben in einer Zeit, in
der wir ständig von den Medien mit die-
sen Begriffen konfrontiert werden,
meist im Zusammenhang mit Gewalt
und Terrorismus. Im Kontrast zu diesen
Meldungen stehen Menschen in unse-
rer Gesellschaft, die mit alldem irgend-
wie zu tun haben und irgendwie doch
nicht. Wir wissen einfach zu wenig, und
das kann für die Zukunft unserer Gesell-
schaft schwierig, vielleicht auch gefähr-
lich werden.

Begriffe 

Eines der größten Probleme im Um-
gang mit dem Islam ist die Nutzung von
vielen, meist unklaren Begriffen. Das
führt zu unpassenden Verallgemeine-
rungen, und gibt platten Vorurteilen
Vorschub. Nach 40 Jahren Zuwande-
rung von Muslimen sollten wenigstens

grundlegende Unterscheidungen be-
kannt sein: 

Die Glaubensgemeinschaft des Islam
besteht aus den Muslimen, oder Mos-
lems. Islamisten hingegen sind Anhän-
ger des Islamismus. Islamismus hat
recht wenig mit dem Islam zu tun, auch
wenn solche Gruppen gerne behaup-
ten, den Islam zu vertreten. Islamismus
ist eine politische Ideologie mit totalita-
ristischem Anspruch; ähnlich dem So-
zialismus oder dem Nationalsozialis-
mus. Ein früher gebräuchlicher Begriff
mit gleichem Inhalt ist der „(islami-
sche) Fundamentalismus”. Sinngleich,
aber unglücklich in der Formulierung,
wird auch oft vom „politischen Islam”
gesprochen.

Muslime einfach als ‚Türken’ zu be-
zeichnen ist auch nicht korrekt, auch
wenn diese Gruppe zu 99 Prozent aus
Muslimen besteht. Als ‚Türken’ be-
zeichnet man zum einen die ethnische
Gruppe, zum anderen die Staatsbürger
der Türkei. Schon hier muss mittlerwei-
le getrennt werden, da von den 2,8 Mil-
lionen Menschen, die in Deutschland
der ethnischen Gruppe der Türken zu-
gerechnet werden, ca. 800.000 deut-

sche Staatsbürger sind. Ebenso unkor-
rekt wäre es beispielsweise, die ‚Chri-
sten’ als ‚Deutsche’ zu bezeichnen.

Medienwirkung im 
Chaos der Begriffe

Diese begrifflichen Schwierigkeiten
verdanken wir größtenteils den Medi-
en, weil Fernsehen und Zeitungen diese
Begriffe gewählt haben, aber meist
nicht genau damit umgehen. Beson-
ders unglücklich finde ich die Bezeich-
nung „islamischer Terrorismus”. Das
suggeriert, dass der Terrorismus etwas
mit der Religion Islam zu tun hat. Die
Terroristen berufen sich zwar auf den
Islam, was aber weder theologisch
noch kulturell haltbar ist. Ebenso könn-
te man aus dem früheren Bombenterror
der IRA in Großbritannien einen „katho-
lischen Terrorismus”  konstruieren. Ja,
es gibt Terroristen, die islamischen
Glaubens sind, aber das heißt natürlich
nicht, dass alle Moslems Terroristen
sind.

Ein weiteres Problem ist die Verkür-
zung der Nachricht bzw. die Verkür-
zung, die der Empfänger der Nachricht
durchführt. Das verbindende Glied zwi-
schen vielen negativen Meldungen ist
meist ‚islamisch’  in der Kombination
mit vielen anderen Begriffen. Am Ende
bleibt eine nachhaltig negative Beset-

Islam(ismus) in Deutschland und Ludwigsburg ? 
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Die Hagia Sophia war erst Kirche, dann Moschee und ist heute Museum. Der
Kuppelbau dieser christlichen Basilika wurde zum Vorbild aller später gebauten
Moscheen bis heute. Die byzantinische Architektur lebt also in den heutigen
Moscheebauten fort.



zung des Begriffs ‚Islam’  in unseren
Köpfen. 

Ein weiteres Beispiel für Verwirrung
durch die Medien ist z.B. die aktuelle
Situation in Ludwigsburg. In der LKZ
wird häufig von der „Islamischen Ge-
meinschaft”  oder von der „Islamischen
Gemeinde”  gesprochen. Meistens wird
ein bestimmter Moscheenverein damit
gemeint, der aber weder die islamische
Gemeinde, also alle organisierten Mus-
lime, noch die islamische Gemein-
schaft, also alle Muslime in Ludwigs-
burg, vertritt. Diese Sinnverflechtung
ist dem Moscheenverein sicher nicht
unangenehm. Aber alle Muslime in
Ludwigsburg werden damit in Verbin-
dung mit diesem einen Verein gebracht. 

Weiter entsteht bei den nicht-musli-
mischen Bürgern der Eindruck, es mit
allen Muslimen zu tun zu haben. Eben-
so werden Vorwürfe an den einen Ver-
ein auf alle Muslime projiziert und die
Muslime fühlen sich von allen Nicht-
Muslimen zu Unrecht angegriffen. Was
so kleine Begriffe alles anrichten kön-
nen!

Die Folgen: Wir haben eine grundle-
gend negative Einstellung, die wir aber
kaum verbal ausdrücken können. Wir
können leichter in eine fremdenfeindli-
che Ecke gerückt werden und wir sind
nicht in der Lage, zwischen normalen
Bürgern islamischen Glaubens, die ihre
berechtigten Interessen vertreten, und
radikalen Gruppierungen zu unter-

scheiden. Aber genau diese Fähigkeit
brauchen wir, um die Probleme unserer
Zeit - in geringem Ausmaß die terroristi-
sche Gefährdung - aber vor allem die
Gefährdung, die von der Entstehung
und dauerhaften Etablierung einer Par-
allelgesellschaft ausgeht, beeinflussen
zu können.

Glaubensfreiheit
und Integration 

Die Glaubens- und Bekenntnisfreiheit
ist in Deutschland ein vom Grundgesetz
geschütztes Grundrecht, dementspre-
chend steht es in unserer Gesellschaft
jedem Bürger frei, Katholik, Protestant,
Buddhist, Moslem oder Anhänger einer
anderen Weltreligion zu sein. Entspre-
chend ist es völlig gerechtfertigt, dass
Muslime in Deutschland ihre Gottes-
häuser haben und auch bauen dürfen. 

Es ist aber ein Irrtum zu meinen, dass
vom Bau von Gotteshäusern oder der
Unterstützung von Moscheenvereinen
eine integrative Wirkung ausgehen
würde. Allein die Tatsache, dass unser
Verfassungsgrundsatz der freien Religi-
onsausübung auch für die Religionen
der Migrantengruppen gilt, ist integra-
tiv, weil diese Menschen sich angenom-
men und respektiert fühlen. 

Integration ist aber viel mehr. Integra-
tion bedeutet Zusammenleben, und
zwar miteinander, nicht nebeneinan-
der. Also in den selben Geschäften ein-

kaufen, in die selben Schulen gehen,
die Freizeit mit den selben Angeboten
verbringen, in der selben Firma arbei-
ten und in den selben Stadtvierteln und
Häusern wohnen. Die Gesellschaft in
Deutschland besteht aus verschieden-
sten Menschen, die alle auf der Basis
eines gesellschaftlichen Grundkonsen-
ses zusammenleben, auch wenn sie
unterschiedliche Konfessionen, Ethni-
en oder kulturelle Hintergründe haben.
Dies, was manchmal auch als Leitkultur
bezeichnet wird, ist in unserer Gesell-
schaft die freiheitlich demokratische
Grundordnung unseres Grundgesetzes.

Islam in Deutschland 

Es gibt unzählige islamische Vereine
und Dachorganisationen, die aufgrund
der Namensähnlichkeiten nur schwer
auseinander gehalten werden können.
Deshalb ist es für unsere Gesellschaft
sehr schwierig zu erkennen, mit wel-
cher Organisation bzw. Ideologie man
es tatsächlich am jeweiligen Ort zu tun
hat.

In Deutschland organisieren sich
Glaubensgemeinschaften unterschied-
lichster Art meist als Vereine, da die An-
erkennung als Religionsgemeinschaft,
und damit als Körperschaft des öffent-
lichen Rechts, kompliziert ist. Diesen
Weg sind auch die Moslems gegangen
und in den letzten Jahrzehnten wurde
eine Vielzahl unterschiedlicher Vereine
gegründet, die ihren Mitgliedern vor
allem eines anbieten, nämlich einen
Gebetsraum bzw. eine Moschee. Des-
wegen kann man diese Vereine auch
zutreffend als Moscheenvereine be-
zeichnen.

Entgegen der in Deutschland verbrei-
teten Ansicht ist der Islam ganz und gar
nicht einheitlich. Es gibt eine ähnliche
Vielfalt der Konfessionen (z.B. Sunni-
ten, Schiiten, Alleviten) und kleinen
Sekten, wie im Christentum. Entspre-
chend viele Vereine kann es auch inner-
halb eines Ortes geben. 

Auf Bundesebene haben sich ver-
schiedene Dachorganisationen gebil-
det, die insgesamt ca. 10-15 Prozent der
rund drei Millionen Muslime in
Deutschland vertreten. Ein Gesamtver-
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tretungsanspruch, wie ihn z.B. der ‚Zen-
tralrat der Muslime in Deutschland e.V.’
(ZMD) schon im Namen formuliert, ist
mit seinen ca. 20.000 Mitgliedern weit
davon entfernt, der Realität zu entspre-
chen. 

Der größte Dachverband ist die ‚Tür-
kisch-Islamische-Union der Anstalt für
Religion e.V.’ (DITIB) mit ca. 130.000
Mitgliedern in 860 Mitgliedsvereinen.
Dieser Verband ist ein Ableger des Reli-
gionsamtes der Türkei und vertritt
einen, dem laizistischen Prinzip ent-
sprechenden Islam, d.h. keine Einmi-
schung der Religion in Staat und Politik.
Ein anderer großer Dachverband ist die
‚Islamische Gemeinschaft Milli Görüs
e.V.’ (IGMG / Milli Görüs) mit ca. 30.000
Mitgliedern. 

Insgesamt sind in Deutschland rund
300.000 Muslime in Verbänden organi-
siert. Da eben rund 2,7 Millionen nicht
in diesen Verbänden organisiert sind,
wird auch das Problem klarer, einen ge-
eigneten Träger für islamischen Religi-
onsunterricht an den allgemeinbilden-
den öffentlichen Schulen zu finden. 

Islamismus in Deutschland

Islamismus ist, wie schon anfangs er-
wähnt, eine politische Ideologie mit to-
talitaristischem Anspruch, wie auch der
Sozialismus oder der Nationalsozialis-
mus. Islamistische Organisationen sind
aufgrund ihrer Ausrichtung verfas-
sungsfeindlich, denn „Das angestrebte
islamistische Gesellschaftssystem
steht in unauflösbarem Widerspruch zu
den Grundprinzipien der freiheitlich de-
mokratischen Grundordnung, (...).
Größte dieser Gruppierungen ist die ‚Is-
lamische Gemeinschaft Millî Görüs
e. V.’ (IGMG).” (Bundesministerium des
Inneren: Verfassungsschutzbericht
2004, S.186).

Hier kommen wir auf die inhaltliche
Ausrichtung des Dachverbandes ‚Milli
Görüs’ oder IGMG zu sprechen. Diese
islamistische und folglich verfassungs-
feindliche Organisation ist zwar nicht
gewaltbereit - gewaltbereite Mitglieder,
wie der Vater von Metin Kaplan, spalte-
ten sich ab und gründeten den ‚Kalifat-
staat’ - dennoch ist die Gefährdung für

die freiheitlich demokratische Grund-
ordnung durch die IGMG nicht zu unter-
schätzen.

Ziele der Islamisten

Die Zielsetzung der Islamisten ist, laut
Verfassungsschutz, innerhalb Deutsch-
lands Freiräume für ihre Anhänger zu
schaffen, um ein schariakonformes
Leben führen zu können, was auf eine
Parallelgesellschaft mit anderer Rechts-
ordnung hinauslaufen würde. Denn die
Scharia beinhaltet eine Art Verhaltens-
kodex, Bekleidungsvorschriften (z.B.
Kopftuch), Wirtschaftsvorschriften (z.B.
Zinsverbot) und Strafrecht. Die Anwen-
dung der Scharia in Deutschland ist mit
dem Grundgesetz unvereinbar. Ange-
sichts dieser Ideologie ist zu vermuten,
dass es mit der demokratischen Ein-
stellung innerhalb der IGMG wohl auch
nicht weit her sein dürfte. Auch die von
verschiedenen Seiten erhofften Refor-
men in der IGMG lassen dies wohl mehr
als zweifelhaft erscheinen.

Vorgehensweise 
der Islamisten

Ganz entgegengesetzt zu diesen Fak-
ten ist die Vorgehensweise der IGMG in
der Öffentlichkeit: „Die IGMG versucht
sich als integrationswillige und auf
dem Boden der freiheitlich demokrati-
schen Grundordnung stehende Organi-
sation zu präsentieren. Ihre auf Stär-
kung der eigenen religiösen und kultu-
rellen Identität und Bewahrung vor
einer vermeintlichen Assimilation an
die deutsche Gesellschaft ausgerichte-
ten Bestrebungen sind jedoch in Wahr-
heit geeignet, die Entstehung und Aus-
breitung islamistischer Milieus in
Deutschland zu fördern.” (Bundesmini-
sterium des Inneren: Verfassungs-
schutzbericht 2004, S.186).

Diese islamistischen Milieus werden
durch Abgrenzung und Isolation er-
reicht. Innerhalb dieser Milieus wird
auch Druck auf Männer wie Frauen aus-
geübt, um gewisse abgrenzende Ele-
mente zu unterstützen, natürlich alles
unter dem Deckmantel: ‚Gute Moslems
machen das so’. Das Kopftuch ist das

bekannteste und auch wirkungsvollste
Instrument zur Abgrenzung. Wer es
trägt macht deutlich: ‚Ich bin anders’. 

Die Befreiung muslimischer Mädchen
vom gemischten Sport- oder Schwimm-
unterricht sowie das Fernbleiben von
Schullandheimaufenthalten ist eben-
falls eine solche Abgrenzung. Bei-
spielsweise der Grund, dass Mädchen
nicht am Schullandheimaufenthalt teil-
nehmen dürfen, hört sich folgender-
maßen an: „Die Lehrer haben so was
meist nicht unter Kontrolle, es gibt Al-
koholmissbrauch, teilweise sexuelle
Freizügigkeit. Als gute muslimische El-
tern darf man seine Tochter da nicht
mitschicken.”  Dies ist eine interessan-
te Argumentation; wenn es stimmte,
dürften ‚gute’ Eltern, unabhängig von
der Religion, ihre Kinder - auch die
Jungs - nicht an den gemeinsamen
Schullandheimaufenthalten teilneh-
men lassen. Schade, dass die positiven
sozialen Effekte der gemeinsam erleb-
ten Schulveranstaltungen überhaupt
nicht genannt werden. Die Wirkung,
schon den Kindern zu suggerieren,
dass ‚wir’ bzw. ‚die’ anders sind, ist
desintegrativ. Diese Punkte werden vor-
dergründig nicht angetastet, weil sie
angeblich auf religiöse Überzeugungen
zurückgehen.
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Religion oder Kultur?

Tatsächlich sind diese Punkte eine Mi-
schung aus religiöser Tradition und Kul-
tur. Beides ist nicht statisch, sondern
entwickelt sich stetig weiter. Aufgabe
der islamischen Dachverbände in
Deutschland sollte es eigentlich sein,
die Integration der Religion Islam in die
Kultur der deutschen Gesellschaft vor-
anzutreiben. So wie sich der Islam
schon in die arabische, türkische, per-
sische oder indonesische Kultur inte-
griert hat. 

Die Intention der Islamisten ist der Im-
port eines Islams der arabischen Kultur
(wahabitischer Islam) nach Deutsch-
land. Das kann nur auf eine Parallelge-
sellschaft hinauslaufen, da ausgerech-
net dieser ‚Wüstenislam’ keine libera-
len und demokratischen Elemente
kennt und in Arabien zur Legitimierung
der autoritären Staatsform genutzt
wird. 

Desintegration 
auf dem Vormarsch

Die islamistischen Kräfte leugnen
natürlich ihre Zielsetzung. Sie beharren
darauf, ihre Arbeit sei integrativ. Teil-
weise reicht allein schon die Behaup-
tung aus, man bemühe sich um Integra-
tion, um Unterstützung von sozialen
Einrichtungen und auch von den loka-
len Kirchen zu erlangen. Es wird aber
viel zu wenig nach der konkreten Ar-
beitsweise der Moscheenvereine ge-
fragt. 

Auch die Finanzierung ist eine zentra-
le Frage, die man vor Ort stellen muss.
Neben der ‚Milli Görüs existiert die ‚Eu-
ropäische Moscheebau- und Unterstüt-
zungsgesellschaft e.V.’ (EMUG), die das
Immobilienvermögen der IGMG verwal-
tet, welches auf mehre Millionen Euro
geschätzt wird. 

Jeder der oben angeführten Punkte für
sich alleine mag harmlos klingen, in
der Gesamtbetrachtung wird allerdings
die Strategie deutlich, die zur Isolation
und damit Desintegration der muslimi-
schen Bevölkerungsgruppe führen soll.
In der öffentlichen Diskussion stoßen
die vorhandenen Empfindlichkeiten

aufeinander und polarisieren die mus-
limische und nicht-muslimische Bevöl-
kerung.

Seriöse Diskussion: 
Fehlanzeige!

Das wohl größte Problem im Zuge
einer Moscheeansiedlung ist der Ablauf
einer öffentlichen Diskussion. Informa-
tionsdefizit und entsprechende Ängste
in der nicht-muslimischen Bevölkerung
vor dem ‚Unbekannten’, ob zu Recht
oder zu Unrecht sei dahingestellt,
führen in den häufigsten Fällen zu star-
ken Abwehrreaktionen gegen die Ein-
richtung von Moscheen. Sicher sind
auch unterschiedlich stark ausgeprägte
fremdenfeindliche Vorurteile ein Faktor,
die eine notwendige ernsthafte Diskus-
sion um die Ansieldung von Moscheen
behindern. 

Auch das Engagement scheinbar vor-
urteilsfreier Gruppen in der nicht-mus-
limischen Bevölkerung kann zu Schwie-
rigkeiten führen. Aus guter liberaler
Überzeugung heraus wird die freie Aus-
übung des Glaubens nachdrücklich un-
terstützt. Leider sind diese Gruppen
meist ebenso wenig in der Lage, Mos-
lems von Islamisten zu unterscheiden,
wie alle anderen auch. 

Diese blinde Unterstützung aller
Gruppen, die sich als Vertreter des
Islam bezeichnen, führt dazu, dass
einer seriösen Diskussion das Wasser
abgegraben wird, meist durch den Vor-
wurf der Fremdenfeindlichkeit, den
man den Kritikern der Moscheenan-
siedlung macht. 

In beiden Fällen wird eine notwendige
Diskussion nachhaltig behindert, wenn
nicht sogar verhindert. Beide Verhal-
tensmuster stärken letztendlich die Is-
lamisten und fügen langfristig dem so-
zialen Frieden in Deutschland Schaden
zu.

Islam(ismus) in 
Ludwigsburg?

In Ludwigsburg gibt es mehrere Mo-
scheenvereine. Die Moschee in der
Heilbronner Straße wird von der ‚Tür-
kisch-Islamischen Union Ludwigsburg

e.V.’ , die zur Dachorganisation DITIB
gehört, betrieben. Ein anderer Mo-
scheenverein, der in letzter Zeit Schlag-
zeilen gemacht hat, ist die ‚Islamische
Gemeinschaft Ludwigsburg und Umge-
bung e.V.’, die von der Ludwigsburger
Kreiszeitung mittlerweile als IGL be-
zeichnet wird. Grund für die Schlagzei-
len ist die Absicht der IGL, von ihrem
jetzigen Standort in der Wilhelmstraße
47 in die Solitudealle 52-58 (jetziges
TTL-Gebäude) umzuziehen. 

Vom Vorsitzenden des Südstadtver-
eins, Reiner Dittiger, wurde der Vorwurf
erhoben, die IGL sitze mit der Milli
Görüs in einem Boot. Der Vorsitzende
der IGL, Hikmet Çinar, widerspricht
dem heftig und erklärte, dass die IGL le-
diglich Angebote dieses Dachverban-
des nutze, die man selbst den Mitglie-
dern nicht bereitstellen könne. 

Danach setzte eine klassische Ent-
wicklung ein: Die Stadtverwaltung
meinte wohl, in einer öffentlichen Ver-
anstaltung, mit Unterstützung von
mehreren Pfarrern, die Bürger über den
Islam aufklären zu müssen. Parallel
dazu wurde Reiner Dittiger als fremden-
feindlich und Hikmet Çinar als Milli-
Görüs-Anhänger beschuldigt. Die inter-
essanten Fakten und Fragen gingen lei-
der - sowohl bei den Veranstaltungen
der Stadt wie auch in der Presse - unter. 

Die wichtigsten Informationen liefert
eine Auskunft des Landesamtes für Ver-
fassungsschutz Baden-Württemberg
vom 17.05.2005, die der Südstadtverein
in Umlauf gebracht hat. Dort heißt es:

„Die Vereinigung Islamische Gemein-
schaft Ludwigsburg und Umgebung e.V.
ist dem Landesamt für Verfassungs-
schutz Baden-Württemberg bekannt.
Der Verein wird in einem Arbeitspro-
gramm der Islamischen Gemeinschaft
Milli Görüs e.V. (IGMG) aus dem Jahr
2003-2004 als Niederlassung des IGMG
Verbandes Baden-Württemberg aufge-
führt. (...) Aus diesem Grund wird der
Verein vom LfV als Beobachtungsobjekt
betrachtet. (...) Unsere bisherigen Er-
fahrungen zeigen jedoch, dass selbst
bei offensichtlichen Verbindungen von
Vereinen zur IGMG beharrlich darauf
bestanden wird, dass der jeweilige ört-
liche Verein nichts mit der IGMG zu tun

Islam •



habe. Die Islamische Gemeinschaft
Ludwigsburg und Umgebung e.V. ist bis-
her nicht durch besondere Aktivitäten
aufgefallen.”

Hikmet Çinar erklärte auf der öffentli-
chen Veranstaltung der Stadt Ludwigs-
burg am 26.07.2005, dass sein Verein
(IGL) folgende Leistungen der IGMG
nutzt: „Organisation von Pilgerfahrten
und Weiterleitung von Spenden an isla-
mische Länder.” Er bestritt nachdrück-
lich, dass sein Verein Mitglied der IGMG
sei. Einen Tag zuvor, ebenfalls bei einer
Veranstaltung der Stadt Ludwigsburg,
bestritt Hikmet Çinar auch vehement,
dass die IGMG ‚verfassungsfeindlich’
sei. 

Die Nutzung dieser Milli-Görüs-Ange-
bote ist gleichzeitig eine Unterstützung
der Milli-Görüs-Organisation IGMG,
denn sie wird durch Hervorhebung ihrer
positiven Leistungen hoffähig gemacht.
Offen ist dabei, ob die genannten Punk-
te die einzigen sind. Die Fragen nach
Verbreitung von Schriften der IGMG,
Nutzung von Jugend-Angeboten, wie Fe-
rienfreizeiten der IGMG, sind noch zu
klären. 

Weitere wesentliche Fragen sind: Von
wem sind die Schulbücher für den
Koran-Unterricht? Wer hat den Imam
(Vorbeter) ausgebildet? Und vielleicht
die zentralste Frage: Wie finanziert der
180 Mitglieder zählende Verein die
Miete (oder den von Hikmet Çinar eben-
so für möglich gehaltenen Kauf) für das
neue große Objekt? 

Diese Fragen sind angesichts der vom
Verfassungsschutz dokumentierten Ver-
bindungen der IGL zur IGMG mehr als
berechtigt. Selbst wenn die von der IGL
zugegebenen Nutzungen der IGMG-An-
gebote so harmlos sind, wie sie glau-
ben machen wollen, ist es eine legitime
Forderung an die IGL, keine Verbindung
zu verfassungsfeindlichen Organisatio-
nen zu unterhalten. Die IGL muss sich
entscheiden, ob sie faktisch die desin-
tegrative Politik der IGMG unterstützten
will, oder ein integrativer Bestandteil in
Ludwigsburg werden möchte.

Resümee

Das Thema darf nicht tabuisiert wer-
den. Nicht der Verfassungsschutz und

nicht die Bundesregierung oder sonsti-
ge staatliche Stellen können aufgrund
der lokalen Organisationsstruktur
etwas gegen die Ausbreitung der isla-
mistischen Ideologie tun, sondern nur
die Bürger vor Ort. Unsere Gesellschaft
ist dazu verpflichtet, die Muslime in un-
serer Gesellschaft nicht nur vor frem-
denfeindlicher, sondern auch vor isla-
mistischer Agitation zu schützen. 

Es liegt also an jedem einzelnen, egal
wo sich Moscheenvereine ansiedeln
wollen, sich seriös zu informieren und
sich an der Diskussion zu beteiligen.
Fragen stellen und diese beantwortet
zu bekommen muss auch in diesem
Falle, im Interesse unserer gesamten
Gesellschaft, nicht nur zulässig, son-
dern geboten sein. 

Es muss in Deutschland und in Lud-
wigsburg Raum für den Islam und für
die Moslems geben, um ihren Glauben
öffentlich auszuüben zu können. Dem
Islamismus und den Islamisten hinge-
gen darf kein Raum gelassen werden,
um ihre Ideologie zu verbreiten. 

Deniz Ankaya

Islam •
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• Islam

In das bisherige TTL-Gebäude in der Solitudeallee will die ‚Islamische Gemeinschaft Ludwigsburg und Umgebung e.V.’ (IGL)
einziehen. Das TTL-Gebäude ist mit über 1000 m2 knapp dreimal so groß sein wie die bisherigen Räumlichkeiten der IGL.
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will, dann beweisen uns andere Länder
in Europa, dass Politik auch anders ge-
macht werden kann.

Mittelstand fördern

Rund 90 Prozent der Unternehmen in
Baden-Württemberg sind mittelständi-
sche Unternehmen mit bis zu 250 Mit-
arbeitern. Diese Betriebe erwirtschaf-
ten rund die Hälfte des Bruttoinlands-
produkts, stellen zwei Drittel der Ar-
beitsplätze und drei Viertel der
Lehrstellen zur Verfügung. Aus unserer
Sicht ist dies Grund und Auftrag zu-
gleich, eine mittelstandsfreundliche
Politik zu betreiben und die Rahmenbe-
dingungen für kleine und mittlere Be-
triebe ständig zu verbessern. Trotz aller
Sparzwänge konnte die Mittelstands-
förderung nicht nur auf dem bisherigen
Niveau gehalten, sondern noch zusätz-
liche Mittel zur Verfügung gestellt wer-
den. Damit gewinnt die Mittelstands-
förderung beachtliche Impulse. 

Keine Alternative 
zum Sparkurs

Die Konjunkturflaute, das niedrige
Wirtschaftswachstum, die weiter stei-
gende Arbeitslosigkeit und die damit

Die rot-grüne Bundesregierung hat
eine Arbeitslosenquote von mehr als
zehn Prozent zu verantworten. Das Wirt-
schaftswachstum stagniert. Deutsch-
land ist Schlusslicht in Europa. Die Zahl
der Insolvenzen erreichte in den ver-
gangenen Jahren die höchsten Werte
der Nachkriegszeit. Trotz schlechter Vor-
zeichen aus Berlin zeigt sich eine ver-
besserte konjunkturelle Entwicklung in
Baden-Württemberg im Vergleich zu an-
deren Bundesländern.

Südwesten auf
Wachstumskurs

Die baden-württembergische Wirt-
schaft bewegte sich in diesem und im
vergangenen Jahr erstmals seit länge-
rem wieder auf einem Wachstumskurs.
Vor allem Industrie und Dienstleistung
verspüren konjunkturellen Aufwind.
Bedingt wird diese Entwicklung vor
allem durch die hohe Exportleistung
der baden-württembergischen Wirt-
schaft. Sorgenkind der Konjunktur
bleibt die inländische Nachfrage. Weil
eine durchgreifende Besserung auf
dem Arbeitsmarkt nicht eintritt, wird
die hohe Arbeitslosigkeit die Konsum-
perspektiven auch weiterhin belasten.

Arbeitsmarkt: 
Baden-Württemberg vorn

Auch Baden-Württemberg blieb nicht
ganz von den bundesweit problemati-
schen Rahmenbedingungen verschont.
Die Arbeitsmarktzahlen beweisen je-
doch die zukunftsweisende Wirt-
schafts- und Arbeitsmarktpolitik der
CDU-geführten Landesregierung in
Baden-Württemberg. Trotz eines jährli-
chen Zuzugs von 100.000 Menschen
auf den baden-württembergischen Ar-
beitsmarkt - insbesondere aus Ost-
deutschland - haben wir mit 7,0 Prozent
noch immer die niedrigste Arbeitslo-
senquote bundesweit - noch vor Bay-
ern. Auch bei der Jugendarbeitslosig-

keit schneidet Baden-Württemberg mit
6,6 Prozent deutlich besser ab, als der
bundesweite Trend mit 11,3 Prozent. Die
langjährig SPD-regierten Bundesländer
wie Nordrhein-Westfalen und auch Nie-
dersachsen mit Arbeitslosenquoten
von 10,9 und 11,7 Prozent liegen deut-
lich über der durchschnittlichen Ar-
beitslosenquote in den westlichen Bun-
desländern von 9,6 Prozent. 

Zehn der Top 20 Arbeitsamts-
bezirke liegen im Land

Die hervorragende baden-württem-
bergische Perspektive wird mit einem
Blick auf die 180 Arbeitsamtsbezirke in
Deutschland unterstrichen. So lagen im
Juli 2005 von 30 Arbeitsämtern mit den
bundesweit niedrigsten Arbeitslosen-
quoten allein 14 in Baden-Württem-
berg. Unter den 20 Arbeitsamtsbezir-
ken mit der niedrigsten Arbeitslosen-
quote liegen zehn in Baden-Württem-
berg. Ludwigsburg liegt derzeit mit
einer Arbeitslosenquote von 5,5 Prozent
an siebter Stelle, nur 0,2 Prozent weni-
ger und unser Kreis wäre auf Platz 3.

Weltwirtschaft
nicht verantwortlich

Deutschland ist in fast allen wichtigen
ökonomischen Daten Schlusslicht in
Europa: Sinkende Realeinkommen der
Arbeitnehmer wegen steigender Abga-
ben, höhere Arbeitslosigkeit, explodie-
rende Staatsverschuldung im Bund und
den meisten Ländern und Gemeinden.
Deutschland befindet sich damit als
einziges Land der Europäischen Union
in der Rezession. Der weltweite Auf-
schwung geht am deutschen Arbeits-
markt vorbei. Anderen europäischen
Staaten geht es unter gleichen Bedin-
gungen besser: Die Arbeitslosenquote
liegt in Deutschland erstmals seit dem
zweiten Weltkrieg über dem EU-Wert.
Wenn Rot-Grün die Weltwirtschaft für
ihr Versagen verantwortlich machen

Arbeitsmarktpolitik kann auch erfolgreich sein
CDU: Baden-Württemberg erbringt den Beweis
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verbundenen Steuermindereinnahmen
zwingen das Land zu einem strikten
Sparkurs. Baden-Württemberg wird in
den nächsten Jahren erreichen müssen,
dass Steuereinnahmen, Gebühren und
Abgaben ausreichen, um das zu finan-
zieren, was an Ausgaben in den Haus-
halten entsteht. Durch gezielte Spar-
maßnahmen muss die CDU als stärkste
Fraktion im Landtag von Baden-Würt-
temberg auch in Zukunft dafür sorgen,
dass eine dauerhaft höhere Verschul-
dung vermieden wird. Schmerzhafte
Einschnitte auf allen Ebenen sind un-
umgänglich. Es erfordert jetzt neue
Wege und Ansätze, Einsparungen ge-
recht auf alle Ressorts zu verteilen. 

Personalkosten einsparen

Die Personalkostenquote im Landes-
haushalt beträgt über 40 Prozent. Der
Weg des Landes aus der Schuldenfalle
muss daher auch über eine Reduzie-
rung der Personalkosten führen. Wir
haben in den letzten zehn Jahren das
Personal in den Regierungspräsidien
(vor der Verwaltungsreform) um ein
Drittel gekürzt. Für die nächsten Jahre
wird die Zahl der Stellen in den Ministe-
rien von 2.300 auf 2.000 verringert.
Durch die Verwaltungsreform werden
weitere Einsparungen möglich. 

Arbeitszeit erhöhen

In Deutschland sind 4,8 Millionen
Menschen arbeitslos, die unser Sozial-
staat versorgen muss. Wenn ein Volk
von 82 Millionen Einwohnern nur noch
26,5 Millionen Beschäftigte hat, dann
muss die Arbeitszeit erhöht werden,
um die Wettbewerbsfähigkeit Deutsch-
lands wieder zu steigern. Dabei muss
es in Zukunft wieder zumutbar sein, 40
Stunden und mehr in der Woche zu ar-
beiten, wobei wir für flexible Gestal-
tungsmöglichkeiten eintreten. Hierzu
wurde unter anderem die Arbeitszeit
der Beamten und neu eingestellten An-
gestellten auf 41 Stunden pro Woche er-
höht. Dies ermöglicht - zusammen mit
der Verwaltungsreform - von 2004 bis
2008 insgesamt Stelleneinsparungen
von ca. 5.700 Stellen. 

Frauen Union •
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Hauptversammlung der CDU 
Frauen Union Kreis Ludwigsburg
Neuwahl des Vorstandes

Erfreulich groß war die Beteiligung an
der Hauptversammlung der CDU Frauen
Union Kreis Ludwigsburg im Gasthof
Krauthof in Ludwigsburg. Die seitherige
kommissarische und nun neu gewählte
Vorsitzende, Elke Kreiser, freute sich
besonders über den Besuch des Bun-
destagsabgeordneten Matthias Wiss-
mann und begrüßte als weiteren Gast

den neugewählten Vorsitzenden der
Jungen Union Kreis Ludwigsburg, Ste-
phan Bartel.

Matthias Wissmann betonte in sei-
nem Grußwort die Bedeutung einer mo-
dernen Familienpolitik für die Zukunft
unseres Landes. Ziel der Union sei es,
wieder ein familienfreundliches Klima
in unserer Gesellschaft zu schaffen, das

Pro-Kopf-Verschuldung

Bei der Pro-Kopf-Verschuldung hat
Baden-Württemberg den niedrigsten
Wert hinter Bayern. Zählt man jedoch
die Schulden der bayerischen Kommu-
nen hinzu, so relativiert sich der Wert
deutlich. Denn die Pro-Kopf-Verschul-
dung lag in den vergangenen Jahren
stets über der von Baden-Württemberg
(2003: Baden-Württemberg 689 Euro,
Bayern: 1.216 Euro).

Modellland 
Baden-Württemberg

Was in Baden-Württemberg in 50 Jah-
ren CDU-Verantwortung gelungen ist,

kann Modellcharakter für ganz
Deutschland haben. Unser Erfolg be-
weist, dass die Politik Entwicklungen
steuern und Rahmenbedingungen für
wirtschaftlichen Wohlstand schaffen
kann. Es ist kein Zufall, dass die Län-
der, in denen die Union seit Jahren re-
giert, bei den Entwicklungen auf dem
Arbeitsmarkt ihre Spitzenpositionen
weiterhin behaupten. Deutschland
braucht keine Politik der ruhigen Hand,
sondern eine Regierung, die die Men-
schen ernst nimmt, Probleme anpackt
und löst. Denn selbst die beste Landes-
politik stößt an ihre Grenzen, wenn die
bundespolitischen Rahmenbedingun-
gen schlecht sind.
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Familien und Kindern Vorrang einräu-
me. Erziehungsleistung der Eltern
müsse als Leistung für die Gesellschaft
anerkannt und ihre Vereinbarkeit mit
dem Beruf gewährleistet werden. 

Besonders auf die Verbesserung der
finanziellen Situation der Familien
legen die Unionsparteien laut Wiss-
mann mit ihrer geplanten Steuerreform
großen Wert: Unter Berücksichtigung
des neuen Kindergrundfreibetrages
und sonstiger pauschaler Abzüge blie-
be eine Arbeitnehmerfamilie mit zwei
Kindern bis zu einem Einkommen von
rund 38.200 EURO im Jahr einkommen-
steuerfrei, so Wissmann. Dies bedeute
eine Entlastung von rund 5.000 EURO
gegenüber heute. Eine unionsgeführte
Bundesregierung könne jedoch die Ver-
säumnisse von Rot-Grün nicht „weg-
zaubern”, für die Verwirklichung ihrer

Ziele werde die Union jedoch
hart arbeiten.

In ihrem Rechenschaftsbericht
bedankte sich Elke Kreiser bei
den Frauen, die sich in den ver-
gangenen Jahren mit großem
Ideenreichtum und in vorbildli-
cher Weise bei der Durch-
führung eigener Veranstaltun-
gen einbrachten und die der
Frauen Union immer wieder
neue Impulse gaben. Aktuell
auch wieder ihre Feststellung:
Ihrem Anteil an der Bevölkerung

entsprechend seien Frauen nicht aus-
reichend in Ämtern, Mandaten oder Lei-
tungsfunktionen vertreten. Die gleich-
berechtigte Mitwirkung von Frauen in
Politik und Gesellschaft bleibe das Ziel
der Frauen Union, erklärte Elke Kreiser.

Die Neuwahlen des Vorstandes brach-
ten folgendes Ergebnis:
Vorsitzende

Regional- und Gemeinderätin Elke
Kreiser, Ludwigsburg

Stellvertr. Vorsitzende
Ingeborg Choeb, Ludwigsburg, 
Claudia Scheller, Ingersheim

Schatzmeisterin
Ellen Waters, Steinheim

Pressereferentin
Ursula Schmälzle, Oberstenfeld

Schriftführerin
Sabine Hoffmann, Remseck

Beisitzerinnen

Heiderose Henssler-Wolf, Ludwigsb.
Elke Völkel, Kornwestheim
Waltraud Kramer, Burgstetten
Rosemarie Gross, Bietigheim-Biss.
Sandra Zino, Ludwigsburg
Angelika Blessing, Vaihingen
Dr. Katja Schweizer, Gerlingen
Elke Klein-Goebel, Vaihingen
Tatjana Beck, Ludwigsburg
Britta Steinmetz, Pleidelsheim

Kassenprüferinnen
Margot Berger, Besigheim
Elisabeth Prade, Ludwigsburg

Gewählte Ludwigsburger Delegierte 
• für den Landesdelegiertentag:

Elke Kreiser, Heiderose Henssler-
Wolf, Ingeborg Choeb, Tatjana Beck

• für den Bezirksdelegiertentag:
Elke Kreiser, Ingeborg Choeb, Heide-
rose Henssler-Wolf, Tatjana Beck,
Sandra Zino

In Vertretung für die aus familiären
Gründen kurzfristig ausgefallene Refe-
rentin, Dr. Ursula Matschke, Gleichstel-
lungsbeauftragte der Stadt Stuttgart,
berichtete zum Abschluss der Haupt-
versammlung die Mitarbeiterin der
CDU-Landtagsfraktion, Claudia Thann-
heimer, Markgröningen, über die Bilanz
des Landesgleichberechtigungsgeset-
zes, das von der Staatssekretärin im
Sozialministerium und Frauenbeauf-
tragten der Landesregierung Baden-
Württemberg, MdL Johanna Lichy, vor-
gelegt wurde. I.C.

Bundesdelegiertentag der Frauen Union

Angela Merkel kommt
nach Ludwigsburg

Am 12./13. November 2005 findet im Forum am Schlosspark in Ludwigsburg der
Bundesdelegiertentag des Bundesvorstandes der Frauen Union Deutschlands statt.

Frau Dr. Angela Merkel hat bereits ihr Kommen zugesagt

Die FU Kreis Ludwigsburg freut sich darauf, Frauen aus ganz Deutschland  als Gäste in Ludwigsburg begrüßen zu können.
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Alle Vögel 
sind schon da

Es ist Spätsommer in Deutschland
und noch stört, zumindest zur Entste-
hungszeit dieser Kolumne, kein Hah-
nenk(r)ampf das zarte Singen der bun-
ten Vöglein, allenfalls unterbrochen
durch den einen oder anderen schwar-
zen Raben, der von Ferne her kräht.

Da entfaltet sich das Federvieh in sei-
ner ganzen Pracht, darf pfeifen und
zwitschern, egal wie, schließlich sieht
es ja so schön aus und hört sich so nett
an: Der einheimische Rotschal-Münte
gibt die Losung aus, dass die Regierung
im Grunde wieder für eine Rot-Grüne
Mehrheit kämpft - aber wenn´s eben im

Koalitionsnest nicht mehr zum Ausbrü-
ten reicht, zeigt es sich halt, wozu das
Flügelstutzen beim kleinen Partner gut
war: Dann fliegt er halt raus, aus dem
Horst (wer? Nein,  wenigstens dieses
Thema gehört der Vergangenheit an).

Eitelpfau Schrödi kann so viele Räder
schlagen, wie er will: Fliegt Joschkas
Spontischar aus dem Nest, war´s das
für das Rot-Grüne-Experiment. Kam ja
sowieso alles zur Unzeit, das Regieren
im grünen Federkleid: Jetzt nach sieben
Jahren Obergoggelei kann man das ja
ruhig mal sagen. Schade nur für die
grünen Vögel, weil, sie sind ja an allem
gar nicht schuld. Schuld sind die Pleite-
geier von der Rotvogelfront: Der gerne-
große Saarschleifen-Laffo und der ost-
nostalgische Zwerg-Gysi, die Willys flü-
gellahmer Enkelformation gezeigt
haben, was eine Vogelgrippe ist.

Vor lauter keuchen, husten und
schnupfen erreichen die bundesweit
gerade mal so die Flughöhe ihrer Freun-

de in Bayern und Baden-Württemberg
und schielen um so mehr auf eine
große Vogelhochzeit, statt auf dem
Hendlgrill zu landen.

Bleibt abzuwarten, welchen Auftrieb
die schwarzen Adler erwischen und ob
es zusammen mit den Gelbschnäbeln
reichen wird, am 18. September...

Die letzte Seite •

Post Scriptum -
oder: was am Ende übrig bleibt
von Peter Schmid
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jetzt gilt´s! In wenigen Wochen ist Bun-
destagswahl. Wollen wir in Ludwigsburg
eine nachhaltige positive Entwicklung,
muss in Berlin der Wechsel her! In die-
sem Sinne rufe auch ich Sie auf, insbe-
sondere im persönlichen Umfeld alles zu
tun, dass die CDU am 18. September
möglichst erfolgreich ist.

Die Kommunalpolitik hat sich in die
wohlverdiente Sommerpause verab-
schiedet. Dennoch möchte ich auf einige
wesentliche Themen eingehen.

Derzeit findet der Dialogsommer im
Rahmen der Stadtentwicklungskonzepti-
on (SEK) statt (ich habe bereits darüber
berichtet). Wir wollen mit diesem Pro-
zess das Meinungsbild der Bürger und
deren Vorschläge abfragen. Bitte beteili-
gen Sie sich an diesem Prozess. Die Ter-
mine finden Sie auf der Homepage der
Stadt (www.ludwigsburg.de).

Die Fragen der Verkehrsentwicklung in
und um Ludwigsburg haben in den letz-
ten Wochen die Schlagzeilen des Kom-
munalteils der LKZ gefüllt. Das Verkehrs-
netz der Stadt ist bis an seine Leistungs-
grenze belastet. Die Feinstaubwerte sind
ein Indiz dafür. Wir haben uns vorge-
nommen, neben einer generellen Ver-
kehrskonzeption die kleinen Netzergän-
zungen in der Stadt voranzutreiben. 

Es ist uns gelungen, mit einem Antrag
eine breite Mehrheit für den Bau der
Strombergstraße als Tempo-30-Straße
mit Rad- und Fußweg zu gewinnen.
Diese Straße soll vor allem den Verkehr
aus Eglosheim in die Weststadt aufneh-
men. Damit ist eine deutliche Entlastung
der Markgröninger Straße, der August-
Bebel-Straße und der Talallee verbun-
den. Die CDU-Fraktion hält in Verbin-
dung mit den Überlegungen zur Entwick-

lung der Flakkaserne sowie des Sport-
parks Ost (Gärtnereiengelände an der
Fuchshofstraße) den Bau der Waiblinger
Straße für unverzichtbar. In und um
Oßweil wird Wohnraum für bis zu 3000
Bürger geschaffen. Den dadurch entste-
henden zusätzlichen Verkehr auf dem
bestehenden Straßennetz abzuwickeln,
halten wir für unzumutbar. Die Orts-
durchfahrt von Oßweil ist jetzt schon
stark belastet. Die Oststraße mit der Ost-
stadtschule und die Mühlhäuser Straße
verkraften keinen  zusätzlichen Verkehr.
Der Einzelhandel in Oßweil ist dadurch
geschützt, dass wir die ursprüngliche
Absicht der Verwaltung, auf der Flakka-
serne Einzelhandel anzusiedeln, verhin-
dert haben. Der Oßweiler Handel wird
von den zusätzlichen Bürgern im Umfeld
profitieren, nicht aber von übermäßigem
Verkehr in der Ortsdurchfahrt!

Besonders freuen wir uns, dass es uns
mit den CDU-Kollegen in Kornwestheim
gelungen ist, ein Konzept für den An-
schluss der Eisenbahnstraße (ehem.
Ortsgüterbahnhof) an die Westrand-
straße in Kornwestheim und an die B 27
beim Autokino gefunden zu haben. Hier-
mit ist erstmals und dauerhaft eine Ent-
lastung der Hohenzollernstraße und der
Solitudeallee vom Schwerlastverkehr
möglich. Auch die Probleme am GdF-
Knoten werden gelöst. Darüber hinaus
ist eine Entlastung der westlichen Fried-
richstraße möglich.

Gerade die Bemühungen um die Auf-
wertung des Wohngebiets Lerchenholz
durch die genannten verkehrsentlasten-
den Maßnahmen und durch die Verän-
derungen auf dem ehemaligen Ortsgü-
terbahnhof sowie der Mangel an hoch-
wertigen Baugebieten in Ludwigsburg

lassen dort den Ansiedlungswunsch der
Islamischen Gemeinschaft (IG) so
schwierig erscheinen. Unser Antrag auf
eine Veränderungssperre hat im Ge-
meinderat leider keine Mehrheit gefun-
den.

Parallel dazu ist es notwendig, den Mit-
gliedern der IG klar zu machen, dass sie
sich in ihrem eigenen Interesse - und
insbesondere im Interesse ihrer Kinder -
aktiv um die Integration in die deutsche
Gesellschaft bemühen müssen, ohne
dabei ihre kulturelle Eigenständigkeit
aufzugeben. Seitens der Stadt sind zahl-
reiche Angebote, beispielsweise zum Er-
lernen der deutschen Sprache, vorhan-
den. Der Runde Tisch ist dazu ein geeig-
netes Instrument.

Trotz der vielfältigen kommunalpoliti-
schen Fragestellungen dominiert die
bundespolitische Entscheidung alles!
Wenn wir den Wechsel in Berlin nicht
schaffen, werden diejenigen, die sich
um die Entwicklung unserer Stadt und
unseres Landes bemühen - zu denen ich
auch Sie zähle - sicherlich nicht ermu-
tigt. Wir müssen die lähmende depressi-
ve Stimmung in unserem Land überwin-
den. Dies gelingt nur mit einer neuen
und optimistischen Bundesregierung.
Kämpfen wir für diese Veränderung!

Dr. Thomas Lang

Treffpunkt

CDU-Fraktion im Ludwigsburger Gemeinderat
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Liebe Mitbürgerinnen und Mitbürger,
liebe Freunde der CDU Ludwigsburg,
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Die CDU Ludwigsburg konnte 38 Teil-
nehmer am Treffpunkt beim Parkplatz an
der Unteren Kasernenstraße zu einer
Torhäuser-Tour begrüßen und von Sta-
tion zu Station kamen noch „Nachzüg-
ler” dazu.

Auf reges Interesse stieß die Einladung
das Aldinger, das Pflugfelder, das Asper-
ger und das Heilbronner Torhaus zu be-
suchen. CDU-Vorsitzender Ralf Sieg-
mund konnte zum Abschluss beim
gemütlichen Beisammensein bei Steaks
und Getränken in der „Guten Stube” des
„Tälesvereins”, im Heilbronner Torhaus,
auf eine abermals gelungene Veranstal-
tung zurückblicken, die ohne die tatkräf-
tige Unterstützung und das Engagement
der jeweiligen Betreiber nicht möglich
gewesen wäre.

Aldinger Torhaus

Ihren Ausgang nahm die Busrundfahrt
zu den historischen Ludwigsburger Tor-
häusern am Parkplatz an der B 27 bei
der Unteren Kasernenstraße. Hier warte-
te der von der Ludwigsburger CDU
gecharterte Bus, um die rund 40 Teilneh-
mer zunächst zum Aldinger Torhaus, in
dem das „Kinderfilmhaus” der Filmaka-
demie untergebracht ist, zu bringen.

Die Organisatorin der Bustour zu den
historischen Torhäusern, Heiderose
Henssler-Wolf, freute sich, eine solch
stattliche Anzahl von Besuchern be-
grüßen zu dürfen und übergab sogleich
das Zepter an Herrn Scheuffele von der

Filmakademie, der die Besucher durch
das ansonsten eher für Kinder konzipier-
te Haus führte. Dass die bisherigen
Trickfilm-Genres wie Puppen- und Zei-
chentrick bereits durch den sogenann-
ten „3-D-Film”, wie beispielsweise der
aktuelle Kinofilm „Madagaskar”, ver-

drängt wurden, war für die in der Mehr-
zahl erwachsenen Besucher nicht min-
der interessant.

Pflugfelder Torhaus

Im Pflugfelder Torhaus machte der
CDU-Bus dann als nächstes Station. Hier
gab der Geschäftsführer der Eisfink Max
Maier GmbH & Co. KG, Lars Müller, be-
reitwillig Auskunft und erklärte Sinn und
Absicht dieser Einrichtung. Da die Firma
Eisfink dieses Torhaus betreibe und zu
einem Ort des Austausches von Innovati-
on und Erfindungsreichtum ausbauen
wolle, sei dieses Torhaus als Ideenlager,
Ideenmarkt und als Ideenworkshop ge-
dacht. 

Karten im Postkartenformat fungieren
als Gedächtnisstütze für potenziell an
den Erfindungen Interessierte und tra-
gen Namen wie „Aquasol”, „Snowrail”,
„Cacoco Carrier” oder „Softsauna”.

Auf die Frage des CDU-Vorstandsmit-
glieds Ingeborg Choeb, ob denn schon
eine Erfindung ihren Weg in die Industrie
gefunden habe, führte Müller weiter
aus, dass die Erfindungen, die hier unter
dem Motto „Arbeit” zur Schau gestellt
werden, ihrer Zeit 20-30 Jahre voraus
seien, es aber bereits jetzt Innovationen

CDU-Ludwigsburg besucht vier Torhäuser der Stadt
Annähernd 40 Teilnehmer bei Bustour mit dabei
Ludwigsburger Union informiert sich über dort untergebrachte Einrichtungen

Aldinger Torhaus: als die Bilder laufen lernten …

Das Pflugfelder Torhaus
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aus dem Pflugfelder Torhaus gebe, die in
die Tat umgesetzt wurden. Dazu gehöre
zum Beispiel das „werfbare” Warndrei-
eck, das bisherige Gefahren beim Auf-
stellen auf vielbefahrenen Straßen ver-
meide.

Eisfink-Geschäftsführer Lars Müller lud
die Gäste bereits jetzt zu einer „Leonar-
do-da-Vinci-Ausstellung” Mitte/Ende
September 2005 in das Pflugfelder Tor-
haus ein, die nachgebaute Fluggeräte
des Renaissance-Künstlers, die bisher
u.a. in Wien zu sehen waren, zeigen
werde.

Asperger Torhaus

Unter dem Motto „Schutz” steht das
Asperger Torhaus, das als nächstes von
den CDU-Besuchern angefahren wurde.
Claus Bittner von der militärgeschichtli-
chen Gesellschaft, die das dort unterge-
brachte Garnisonsmuseum betreibt,
wusste in launigen Worten über die Mi-
litärgeschichte der Stadt zu berichten.
Dabei spannte er einen weiten Bogen
von den frühen militärischen Anfängen
der Stadt, wie der 1736 erbauten Talka-
serne, bis hin zum offiziellen Abschied
des Militärs mit dem „Großen Zapfen-
streich” auf dem Marktplatz. Bittner er-
wies sich als kompetenter und amüsan-
ter Führer durch die Militärgeschichte
der Stadt, war er doch selbst bis 1994 in
der Luitpoldkaserne als Kasernengou-
verneur tätig.

Heilbronner Torhaus

Den gelungenen Abschluss des Be-
suchs der Ludwigsburger Torhäuser bil-
dete schließlich eine Stippvisite beim
Verein der Unteren Stadt, besser be-

kannt als „Tälesverein”, im Heilbronner
Torhaus. Hier warteten auf die inzwi-
schen hungrigen und durstigen Gäste
Spezialitäten vom Grill. Der Vorsitzende,
Wolfgang Müller, begrüßte die CDU-
Gäste und kümmerte sich persönlich um
deren Wohlergehen.

Zwischendurch wurden die Besucher
vom Ehrenvorsitzenden des Vereins,
Günther Vogt, durch die oberen Räume
des Heilbronner Torhauses geführt, in
denen sich momentan eine Handwerker-
ausstellung befindet.

CDU-Stadtverbandsvorsitzender Ralf
Siegmund konnte zum Abschluss ein
mehr als positives Resümee der Veran-
staltung ziehen. Damit habe man einmal
mehr bewiesen, dass die CDU in Lud-
wigsburg engen Kontakt zu den vielen
ehrenamtlich tätigen und in Vereinen
engagierten Menschen halte. Gerade bei
den Torhäusern habe das Ehrenamt
seine einzigartige Wirkung entwickelt.

Peter Schmid

Viel Information im Asperger Gorhaus

Gemütlicher Ausklang im Heilbronner Torhaus. Mit von der Partie: Stadt- und
Regionalrätin Elke Kreiser und CDU-Stadtverbandsvorsitzender und Stadtrat
Ralf Siegmund.
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CDU Ludwigsburg veranstaltet Diskussion 
über Bau der Waiblinger Straße in Oßweil

Die Mitglieder der CDU-Fraktion und
des Stadtverbandes der CDU-Ludwigs-
burg veranstalteten eine Informations-
runde zum umstrittenen Bauvorhaben
„Waiblinger Straße” in Oßweil. Über 100
Besucher fanden den Weg in das über-
füllte HCL-Heim, um sich vor Ort von be-
rufener Seite zu informieren. Angetreten
waren der Baubürgermeister Hans
Schmid, die Oßweiler Stadträte Thomas
Lutz und Ralf Siegmund, die Vertreter
des Stadtteilausschusses Oßweil Anette
Mezger und Alexander Takacs, der Frak-
tionsvorsitzende der CDU im Gemeinde-
rat, Dr. Thomas Lang, sowie der Land-
tagsabgeordnete Klaus Herrmann.

CDU-Stadtverbandsvorsitzen-
der Ralf Siegmund und Frakti-
onsvorsitzender Dr. Thomas
Lang moderieren die Veranstal-
tung und versorgen die besorg-
ten Bürger mit Informationen

Unter der Moderation des CDU-Stadt-
verbandsvorsitzenden Ralf Siegmund
entwickelte sich ein munterer, aber fai-
rer Schlagabtausch, der vor allem durch
die Sorgen der Anlieger der geplanten
Waiblinger Straße bestimmt war. Da Ge-
meinderat und Stadtverwaltung erst
nach einer Klausurtagung im Herbst
über das Vorhaben entscheiden werden,
kochte die Volksseele hoch, die Bürger
konnten sich aber auf die hieb- und
stichfesten Informationen der CDU-Ver-
treter verlassen. CDU-Fraktionsvorsitzen-
der Dr. Lang erläuterte die sich abzeich-
nende Entwicklung im Nordwesten
Oßweils: Dazu gehöre, dass das Areal
der Flakkaserne in ein Wohngebiet um-
gewandelt werden solle. Dr. Lang weiter:
„Auch das Gebiet zwischen Fuchshof-
straße und Alter Oßweiler Weg, in dem
sich einige aufgegebene Gärtnereien be-
finden, muss einer neuen Nutzung zuge-
führt werden!” Mit der Abrundung des
Ortsrands von Oßweil ergebe sich ein
Einwohnerzuwachs im Endausbau von

3000 neuen Bürgern. Der
Fraktionsvorsitzende
weiter: „Damit sieht die
CDU die Notwendigkeit,
den zusätzlichen Ver-
kehr, der sich aus dieser
Entwicklung ergibt, über
die zu erstellende Waib-
linger Straße abzu-
wickeln.” Auf den bereits
stark belasteten Straßen,
beispielsweise der Ost-
straße, lässt sich dieser Verkehr nicht
verantwortbar abwickeln, so Dr. Lang.

Verkehrsentlastung im Orts-
kern und in der Oststraße,
Vorteile für den Handel

Einige betroffene Bürger argumentier-
ten, dass es Gutachten gebe, wonach zur
Erschließung des neuen Wohngebietes
auf dem ehemaligen Kasernenareal der
Bau einer neuen Straße nicht notwendig
wäre. Hierzu bemerkte Baubürgermei-
ster Schmid, dass der Bau der Waiblin-
ger Straße den Verkehr im Ortskern
Oßweils um bis zu 40 Prozent entlasten
und in der Oststraße ebenfalls eine sig-
nifikante Minderung des dortigen Ver-
kehrsaufkommens bewirken werde. 

Der Befürchtung des Einzelhandels,
durch den Bau der Straße Kundenein-
bußen hinnehmen zu müssen, hielt
CDU-Fraktionsvorsitzender Dr. Lang ent-
gegen, dass die Ansiedlung von jungen
Neubürgern auf dem Gebiet des Flak-
Areals diesem Effekt entgegenwirken
würde, sofern er überhaupt vorhanden
wäre. Außerdem werde die Waiblinger
Straße dem Oßweiler Handel durch die
Anlage zusätzlicher Parkplätze Vorteile
verschaffen. Ohne die Waiblinger Straße
bestehe das Risiko, dass durch zu viel
Verkehr im Ortskern der Handelsstan-
dort leide, so Dr. Lang. CDU-Stadtver-
bandsvorsitzender Ralf Siegmund be-
merkte hierzu, dass man den Zuzug von
jungen Menschen in das Flak-Areal
durch ein Wohnbauprogramm der Stadt

Ludwigsburg unterstützen müsse. Gera-
de der Umstand, dass bewusst auf eine
Gewerbeansiedlung verzichtet werde,
ermögliche es, dem örtlichen Einzelhan-
del neue Kundschaft zuzuführen.

Sorgen der Bürger
ernst nehmen

Aus den Reihen der CDU-Vertreter war
auch zu hören, dass man die Argumente
der Kritiker des Projekts Waiblinger
Straße ernst nehme und diese in die
Fraktions- und Parteiarbeit mit einbezie-
he. CDU-Stadtverbandsvorsitzender Ralf
Siegmund fügte noch hinzu, dass die
Wohnqualität entlang der Waiblinger
Straße ansteigen werde. Zum einen ent-
stünden hier weitere Wohnflächen sowie
allerlei Freizeiteinrichtungen und Spiel-
gelegenheiten für Kinder, sodass damit
auch eine höhere Lebensqualität einher-
gehe. Unterstütze man von Seiten der
Stadt noch die Ansiedlung junger Famili-
en im Bereich des Flak-Areals sowie in
den Neubaugebieten entlang der entste-
henden Waiblinger Straße, so CDU-Chef
Ralf Siegmund, sorge man für eine zu-
sätzliche Belebung des Ortskerns und
des Einzelhandels, der sich natürlich
auch auf die neuen Gegebenheiten ein-
richten müsse.  Ferner verhindere die
Stadt durch Schaffung günstigen Wohn-
raums in der Stadt, dass sich potenzielle
Neubürger der Stadt an der Peripherie
der Region Stuttgart ansiedelten, so Ralf
Siegmund. Peter Schmid

In der kontroversen Diskussion blieben sie humorvoll
bei der Sache v.l.n.r: Dr. Thomas Lang, Ralf Siegmund,
Klaus Herrmann, Hans Schmid, Thomas Lutz.


